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Hessen 
vom in 
Bildungs­
forschung?

Bildungstechnologisches Zentrum mit Geburtsschwierigkeiten

Die Hessische Landesregierung werde in 
Wiesbaden ein „Zentrum für Pädagogi­
sche Technologie“ einrichten, verkündete 
Ministerpräsident Osswald in seiner Re­
gierungserklärung am 22. Oktober 1969; 
sein frischgebackener Kultusminister hör­
te es mit Staunen, und auch dienstältere 
Mitarbeiter seines Hauses konnten sich 
nicht entsinnen, jemals ein solches Pro­
jekt auf dem Tisch gehabt zu haben.
Mit diesem Vorhaben würde Hessen 
die Initiative auf einem in Deutschland 
bisher noch wenig systematisch verfolg­
ten Gebiet ergreifen, das für das gesam­
te Bildungswesen in Zukunft etwa eben­
so umwälzend sein wird wie die Erfin­
dung des Buchdrucks im Mittelalter. 
Hauptsächlich handelt es sich dabei um 
die Erforschung der Einsatzmöglichkeiten 
von Computern im Bildungsbereich, um 
den computerunterstützten Unterricht 
(Computer Assisted Instruction: CAI). 
Zwar hatte es schon früher auf Anregung 
von Hildegard Hamm-Brücher, die da­
mals noch Staatssekretärin im Kultusmi­
nisterium war, Überlegungen gegeben, 
wie man Großrechner im Schulwesen 
einsetzen könne; diese Überlegungen 
waren allerdings nie über unverbindliche 
Vorstudien hinausgediehen.
Unter Mitarbeit der Darmstädter Profes­
soren Eyferth und Wedekind war man da­
mals zu dem Ergebnis gekommen, daß 
es nützlich sei, ein „Hessisches Institut 
für automatisiertes Lehren und Lernen“
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(HEIFALL) zu gründen, das sich mit den 
Problemen und der Weiterentwicklung 
des computerunterstützten Unterrichts 
beschäftigen sollte. Als möglicher Stand­
ort war Darmstadt im Gespräch.
Mit dem Weggang von Frau Hamm-Brü­
cher aus Wiesbaden, der zeitlich mit dem 
Regierungswechsel in Wiesbaden zu­
sammenfiel, war das Projekt allerdings 
eingeschlafen; es gab niemanden mehr, 
der sich weiter dafür verantwortlich 
fühlte.

Der andere Anlauf

Parallel dazu und ohne Wissen der 
HEIFALL-Planer war die „Gesellschaft für 
programmierte Instruktion“ mit Sitz in 
Wiesbaden, ein Verband der Computer- 
Hersteller, an die Stadt Wiesbaden her­
angetreten, ob man nicht Interesse habe, 
in Wiesbaden ein Forschungszentrum für 
Pädagogische Technologien aufzubauen. 
Die um saubere und abgasfreie Betriebe 
stets besorgte Landesmetropole wandte 
sich geldsuchend an das Finanz- und das 
Wirtschaftsministerium. Die Verhandlun­
gen dort waren schon recht weit gediehen, 
als aus dem Finanzminister Osswald der 
Ministerpräsident Osswald wurde, der im 
Bewußtsein der öffentlichen Wertschät­
zung von Begriffen wie „Bildungsfor­
schung“ und „Bildungsinvestitionen“ das 
Wiesbadener Projekt denn auch gleich als

Planung des Landes in seine Regierungs­
erklärung einbrachte, sehr zur Überra­
schung des Kultusministeriums.
Da das HEIFALL-Projekt sowieso brach 
lag und inhaltlich und auch vom Umfang 
her durch das Bildungstechnologische 
Zentrum (BTZ), wie es jetzt genamtf 
wurde, überholt war, beteiligte sich 
der weiteren Planung nun auch das KuP 
tusministerium. Eine GründungskommiÄ 
sion aus 4 staatlichen Institutionen 
ein Mitarbeiter des Kultus-, Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums und der Staats­
kanzlei) und vier Industriellengruppen (je 
ein Mitarbeiter der Firmen Nixdorf, Vi­
deo- und Digitaltechnik, Videothek und 
der Kybernetischen Vereinigung) wurde 
mit den Vorarbeiten beauftragt. Diese 
Gründungskommission berief sich einen 
Arbeitskreis von rund zehn Wissen­
schaftlern als Beirat.
Während in der Gründungskommission 
Finanzierung und Rechtsform beraten 
wurden, gab es im wissenschaftlichen 
Beirat, der Vorschläge zum Inhalt und 
Aufbau des BTZ erarbeiten sollte, erst 
einmal Krach: einigen der Arbeitskreis­
mitglieder, darunter auch Eyferth, paßte 
der starke Industrieeinfluß auf das Zen­
trum nicht, während eine andere Gruppe 
um den Berliner Professor Helmar Frank, 
der seit jeher auch finanziell eng mit dem 
westfälischen Computer-Hersteller Nix­
dorf zusammenarbeitet, die Industrie 
nicht missen wollte. Dennoch hatte man



nach einiger Zeit die angeforderten wis­
senschaftlich-pädagogischen Empfehlun­
gen ausgearbeitet und sich auf einen 
Strukturentwurf für das BTZ geeinigt. 
Diese Empfehlungen legte die Grün­
dungskommission zusammen mit einem 
Entwurf über die Rechtsform des Zen­
trums dem Kabinett vor, das am 3. März 

70 zustimmte.€
Die Industrie will auch

Als Rechtsform ist nun eine GmbH vor­
gesehen, in die der Bund und einzelne 
Länder als Gesellschafter eintreten kön­
nen. Neben der Gesellschafterversamm­
lung und dem Aufsichtsrat soll es als wei­
teres Gremium noch einen wissenschaft­
lichen Beirat geben, dem aber nicht nur 
wissenschaftliche Experten angehören 
werden, sondern auch die Industrie und 
zum Ausgleich Gewerkschaftsvertreter.
So ist die Industrie scheinbar ohne we­
sentlichen Einfluß auf das Projekt, tat­
sächlich ist sie aber nur an der Finanzie­
rung nicht beteiligt, was ihr getreu dem 
alten Grundsatz von der Privatisierung 
der Gewinne bei Sozialisierung der Ko­
sten nur recht sein kann. Wie wichtig 
man in Herstellerkreisen das schließlich 

se lbst angeregte BTZ weiterhin nimmt, 
B ig t  schon, daß der Bosch-Konzern (un­
ter anderem Fernseh-GmbH., Darmstadt)

«d der Klett-Verlag (größter Schulbuch- 
rlag Deutschlands) sich erst kürzlich 
die Wiesbadener „Video- und Digital­

technik“ als Mantel für ein gemeinsames 
Projekt zur Entwicklung von didaktischen 
Technologien kauften. Und die Stadt 
Wiesbaden beeilte sich auch gleich, der 
Firma ein Grundstück direkt neben dem 
geplanten BTZ anzubieten.
Immerhin muß die öffentliche Hand bei 
der derzeitigen Wirtschaftsstruktur die 
Finanzierung zumindest der Software- 
Entwicklung selbst übernehmen, will sie 
nicht ein gefährliches didaktisches Mono­
pol in Privathand provozieren. Denn an­
ders als auf dem Schulbuchsektor, wo 
bei aller inhaltlichen Beschränktheit des 
Angebotes doch noch Vielfalt herrscht, 
würden Lernprogramme für CAI nur von 
sehr wenigen Firmen entwickelt werden, 
allein schon wegen der hohen Kosten. 
Die Hardware-Hersteller sind schließlich 
primär am Verkauf ihrer Geräte interes­
siert, und darunter wurde die Qualität der 
angebotenen Programme leiden. Fach­
leute sind sich einig, daß die Industrie 
innerhalb der nächsten vier bis acht Jah­

re völlig fertige Systeme einschließlich 
der Programme auf den Markt bringen 
wird, wenn ihr die Softwaren-Entwicklung 
nicht aus der Hand genommen wird.

Hessen macht's zur Not allein

Inzwischen versucht das Land Hessen, 
den Bund und einige Länder an einer 
Mitarbeit und Mitfinanzierung im BTZ zu 
gewinnen. Eine Beteiligung des Bundes 
wäre schon aus dem Grunde wichtig, weil 
der auf absehbare Zeit einzige Groß­
rechner, an dem das BTZ seine CAI-Ver- 
suche unternehmen könnte, die vom 
Gründungsausschuß Informatik für die 
THD ins Auge gefaßte Doppelprocessor­
anlage sein würde. Diesem Projekt, das 
gleichzeitig das Hochschulrechenzentrum 
und die Informatik-Fakultät bedienen soll, 
steht der Bund, der den Informatik-Rech­
ner finanziert, zurZeit noch skeptisch ge­
genüber. Dort sähe man offensichtlich 
lieber, wenn — buy German — die Infor­
matik einen deutschen Rechner bestellte. 
Doppelprocessoranlagen aber werden 
von der deutschen Industrie noch nicht 
angeboten. Immerhin hofft man in Wies­
baden, wo man inzwischen vom Doppel­
processorprojekt schon wegen der Ko­
stenersparnis (zwei kleinere Rechenan­
lagen leisten weniger als eine große zum 
gleichen Preis) überzeugt ist, in Bonn 
den Hebel am bildungstechnologischen 
Interesse des Bundes ansetzen zu kön­
nen. Und Osswald fühlt sich inzwischen 
schon so stark, daß er ankündigte, Hes­
sen werde das BTZ zur Not auch ohne 
Bundesbeteiligung über die Bühne brin­
gen.
Auch die Verhandlungen mit den Ländern

laufen noch. Wahrscheinlich werden sich 
zumindest Rheinland-Pfalz und Bayern in 
Wiesbaden beteiligen. Mit Baden-Würt­
temberg und Nordrhein-Westfalen wird 
man wohl nur lose Zusammenarbeiten, da 
Nordrhein-Westfalen in Paderborn (Sitz 
der Firma Nixdorf) ein ähnliches Projekt 
betreibt und Baden-Württemberg zusam­
men mit der heimischen IBM auch schon 
am Problem des Computers im Schulwe­
sen arbeitet. Ob es zu einer Aufgaben­
teilung kommen wird, hängt wohl davon 
ab, inwieweit der Bund als möglicher 
Mitfinanzier darauf achtet, daß er nicht 
zweimal für das gleiche zahlt.
Die interessierten Länder sind bisher in 
der Gründungskommission noch nicht ver­
treten, da man der Ansicht ist, daß die 
Gründung dadurch nur verzögert werden 
würde. Im übrigen scheint man in Wies­
baden schon recht feste Vorstellungen von 
den Aufgaben des BTZ und den Vorsatz 
zu haben, die anderen Länder zwar parti­
zipieren, aber nicht hereinreden zu lassen. 
Die vom Gründungsausschuß vorgelegte 
und vom Kabinett gebilligte Planung für 
das BTZ sieht im Endausbau folgende 
Besetzung vor:
Die Arbeit im Zentrum selbst soll von 
zwei verschiedenartigen Gruppen gelei­
stet werden, und zwar von einer ständi­
gen Arbeitsgruppe, die aus 10 For­
schungsgruppen zu etwa je 9 Mitarbeitern 
besteht und von Projektgruppen für be­
stimmte Einzelaufgaben (etwa 120 Perso­
nen), die nach getaner Arbeit aufgelöst 
und mit anderen Zielen neu installiert 
werden sollen. Dazu kommen etwa 50 
Personen Hilfspersonal.
Als unbedingt notwendig hat der wissen­
schaftliche Arbeitskreis folgende ständi­
ge Gruppen empfohlen:



2 pädagogisch orientierte Gruppen
a) für Curriculumforschung
b) für sozialwissenschaftliche Unter­

suchungen am Schulsystem mit 
Schwerpunkt auf Erforschung von 
Konsequenzen bildungstechnischer 
Innovation

■
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Bildungsplaner Osswald

— 1 technologisch orientierte Gruppe
für Kybernetik, Lehralgorithmen 
und CAI

— 3 inhaltlich orientierte Gruppen
a) für die Didaktik des mathematisch­

naturwissenschaftlichen Unterrichts

b) für die Didaktik des sprachlichen 
Unterrichts

c) für die Didaktik des sozialkundli- 
chen Unterrichts

Von diesen Gruppen soll die „technolo­
gisch orientierte“ wegen des Anschlus­
ses an den Rechner in Darmstadt einge­
richtet werden. Ein vom Kultusminister 
unterschriebenes Angebot, die Leitung 
dieser Gruppe zu übernehmen, liegt dem 
Psychologen Eyferth seit längerem vor, er 
zögert aber noch mit der Zusage: Zu viele 
Fragen sind ihm noch ungeklärt. Vor al­
lem gibt es noch keine definierte Rich­
tung für die weitere Arbeit, die seiner 
Meinung nach für mindestens fünf Jahre 
im voraus geplant werden müßte; weiter­
hin ist bis heute ungeklärt, welche Ar­
beitsgruppen zuerst realisiert werden sol­
len. Das Kultusministerium scheint die 
Einrichtung der Gruppen einfach davon 
abhängig machen zu wollen, ob es jeweils 
qualifizierte Gruppenleiter findet. Da es 
aber zur Zeit in ganz Deutschland über­
haupt nur eine Handvoll Leute gibt, die 
dafür in Frage kämen, kann das sehr 
lange dauern. Als einziger weiterer Grup­
penleiter steht zur Zeit der extra deswe­
gen aus Berlin an die Uni Frankfurt be­
rufene Prof. Weltner in Aussicht.
Ganz ungeklärt ist zur Zeit, wie die Zu­
sammenarbeit zwischen den einzelnen 
Projektgruppen aussehen soll. Darüber ist 
bisher außerhalb des wissenschaftlichen 
Arbeitskreises überhaupt noch nicht ge­
redet worden, und der Informationsfluß 
zwischen Gründungskommission und Ar­
beitskreis war anfangs recht einseitig von

Nach Auskunft der Einmannab­
teilung „Rechner im Bildungsbe­
reich“ im Hessischen Kultusmi­
nisterium sollen die einzeln CAI- 
Arbeitsplätze in den Schulen an 
das Netz der zur Zeit im Aufbau 
befindlichen Hessischen Zen­
trale für Datenverareitung(HZD) 
angeschlossen werden.
Auf die Kosten angesprochen, 
gibt sich Abteilungsleiter Ober­
schulrat Pelzer optimistisch: „Die 
Bildungspolitik bekommt immer 
größeren Vorrang; andererseits 
werden in Hessen immer mehr 
Mittel für die elektronischen Daj 
tenverarbeitung im kommunalen 
Bereich zur Verfügung gestellt.“ 
Und: „Die HZD ist laut GesetJ. 
verpflichtet, den Behörden die 
Kapazität zur Verfügung zu stel­
len, die sie brauchen.“

unten nach oben angelegt. So besteht 
zur Zeit noch die Gefahr, daß die einzel­
nen Arbeitsgruppen mehr oder weniger 
von einander isoliert weiter das betrei­
ben, was die jeweiligen Gruppenleiter 
schon früher gemacht haben, nur eben 
intensiver. In diesem Falle wird man die 
Einzelergebnisse aber kaum zu einem 
vernünftigen Ganzen und zu einer Kon­
zeption zusammenfügen können, von der 
zu erwartenden Doppelarbeit ganz zu 
schweigen.
Trotz alledem scheint Eyferth, der in­
zwischen auch einen Ruf nach Berlin 
halten hat, optimistisch. Er hofft, daß m£m 
seinen Vorstellungen entgegenkomma^ 
wird: „Ich würde da natürlich lieber m ^r 
machen, als in Berlin Psychologen ausbil­
den.“

Computer - Lehrer der Zukunft?
Computergesteuerter Unterricht — oder, 
wie die Bildungstechnologen angelsäch­
selnd sagen: Computer assisted instruc- 
tion, CAI — der von der in Darmstadt 
einzurichtenden Ständigen Arbeitsgruppe 
des neuen Bildungstechnologischen Zen­
trums erforscht werden soll, ist beim heu­
tigen Stand der Dinge in drei Klassen 
einzuteilen:
1) Was bisher mit Hilfe von Buchpro­
grammen und einfachen Lehrmaschinen 
geübt und erarbeitet wird, erfaßt die 
erste Stufe der „Drill and Practice Pro­
grams“. Dabei erlaubt der Computer na­
türlich gewisse Verbesserungen der Pro­
gramme. Es wird möglich, auf eine Frage 
mehr verschiedene Antworten anzubieten 
und entsprechend eine größere Anzahl

von Verzweigungen in das Programm 
einzubauen, was wiederum ein stärkeres 
Eingehen auf die individuellen Schwierig­
keiten des Lernenden erlaubt.
2) Insbesondere diese Eigenschaft kenn­
zeichnet die nächste Stufe der „Tutorial 
Programs“. Der Rechner wertet die indi­
viduellen Lösungen des Lernenden aus, 
um dann wie ein Tutor bei der Augaben- 
stellung auf das Lernvermögen und die 
Lernstrategie einzugehen.
3) Ein Schritt von der totalen Steuerung 
des Unterrichts durch den Computer hin 
zur Eigeninitiatve des Lernenden soll in 
der dritten Stufe der „Dialogue Pro­
grams“ vollzogen werden; denn ein Ge­
spräch mit dem Computer ist heute noch 
so gut wie unmöglich, auch wenn man

den Themenkreis und die Form der 
Fragestellung einschränkt.
Aus dieser Unterteilung wird schon die 
Entwicklung vom herkömmlichen program­
mierten Unterricht zum augenblicklich 
denkbaren Fernziel des Unterrichtsmittels 
Computer deutlich.
Nach 12-jähriger Forschung auf dem Ge­
biet CAI abzusehen, welche Entwicklung 
bevorsteht und welche Bedeutung ihm 
innerhalb der Lehre an Schulen und Hoch­
schulen zukommen wird, ist kaum mög­
lich.
Der jetzige Stand der Dinge eröffnet zu­
mindest folgende Möglichkeiten:
Was bisher durch sture Paukerei erlernt 
wurde, wird der Computer angenehmer, 
intensiver und wahrscheinlich schneller



vermitteln. Ähnliches gilt für die Wieder­
holung bereits gelernten Stoffes.
Nützlich ist der Computer - sicherlich 
immer dann, wenn es darum geht, Fak­
tenwissen anzueignen oder aufzufrischen. 
Doch mit Faktenwissen allein lassen sich 
auf die Dauer weder wissenschaftliche 
noch soziale Probleme lösen. Entschei­

dend sind vielmehr Eigenschaften wie 
^•eativität, Phantasie und Eigeninitiative 
sowie die Fähigkeit zur Kooperation und 
t  mmunikation und nicht zuletzt zur Kri-

Und hier stößt man nicht nur auf die 
Grenzen des Computers, sondern auch 
auf seine Gefahren. Sicherlich „wird 
unsere didaktische Phantasie beträchtlich 
wachsen“, wie Prof. Eyferth meint. Sicher­
lich werden perfekte „Tutorial-“ und „Dia- 
logue Programs“ die individuelle Krea­
tivität fördern, die sich in der Gruppe 
auf Grund vom Hemmungen nicht ent­
falten konnte. Was aber passiert dem 
individuell und isoliert Geförderten, wenn 
er wieder im Team arbeiten muß, wenn 
er wieder den unveränderten Hemmun­
gen ausgesetzt ist?
Möglicherweise werden in sogenannten 
Planspielen auch Gruppen mit dem Com­
puter Zusammenarbeiten. Dabei können 
mit Hilfe des Rechners Situationen simu- 

ie r t  werden, wie beispielsweise die Aus­
einandersetzung zweier Parteien oder 
mehrerer konkurrierender Industriebetrie- 

Aber was geschieht dabei mit der E i­
gendynamik der Gruppe, besteht nicht die 
Gefahr, daß hier Verhaltensweisen mit 
sehr subtilen Mitteln vorgeformt und ein­
geprägt werden?
Die „Dialogue Programs“ werden eines 
Tages auch „Gespräche“ mit dem Com­
puter zulassen, aber in absehbarer Zeit 
wird sich der Fragende dabei auf be­
stimmte Formen und eingegrenzte Ge­
biete beschränken müssen. Die spontane 
Reaktion auf die Behauptung, daß die 
Wahrscheinlichkeit, bei einem Skatspiel 
4 Buben auf der Hand zu haben, gleich 
x ist, nämlich das mit daran genauso 
interessierten Kollegen auszuprobieren, 
wird durch den einzelnen Lernpartner 
Computer nicht gefördert.
Und was zuguterletzt die Schulung der 
Kritik betrifft, so bietet der Computer in 
seiner Anonymität und Perfektion einfach 
keine Angriffspunkte. Aber ohne Anlaß 
und damit ohne Übung wird diese Eigen­
schaft auch nicht entwickelt und erst recht 
nicht in den übrigen Lebensbereichen an­
gewandt.

Bildungsforscher Eyferth

Autoritätsgläubig und manipulierbar, so 
kann man den Computerschüler erwarten, 
wenn CAI die Schule erobert.
So pessimistisch das schon klingt, man 
kann das Bild noch schwärzer malen. CAI 
ist wie jedes Lehrmittel völlig neutral. 
Dabei hat es den „Vorzug“, enorme Mög­
lichkeiten zu bieten, sowohl hinsichtlich 
der Ökonomie als auch der Beeinflussung 
der Lernenden.
Da es denkbar ist, ganze Vorlesungen 
und auch sehr viele Schulstoffe zu pro­
grammieren, besteht hier ein ideales 
Mittel, den Mangel an Lehrkräften in 
Schule und Hochschule auf die Dauer 
sehr billig zu beheben. Das Ergebnis 
werden hochqualifizierte Fachidioten, 
völlig isolierte und unpolitische Menschen 
sein. Idealer kann ein Politiker sich ein 
Lehrmittel wohl nicht vorstellen.
Also gerade durch seine Neutralität wird 
CAI so gefährlich. Lehrer sind Menschen, 
die über das, was sie lehren und tun, 
nachdenken können, und es kommt auch 
vor, daß sie sich aus Überzeugung gegen 
Indoktrination wehren. Der Computer da­
gegen lehrt alles, was ihm seine Besitzer 
vorschreiben, kritiklos, effektiv und per­
fekt. Das macht ihm zum politischen 
Machtmittel, das in der Hand derer, die 
nur Profit daraus schlagen wollen, be­
sonders gefährlich wird. Es muß die Auf­
gabe des Forschers sein, seine Verant­
wortung gegenüber der Gesellschaft zu 
erfüllen und sein Forschungsobjekt vor 
solchen Entwicklungen zu schützen.
Für das BTZ würde das bedeuten:
Die Erforschung und der Einsatz von CAI 
und anderen technologischen Lehrmitteln 
kann nur gekoppelt mit der Entwicklung 
einer prospektiven Didaktik vollzogen 
werden. Man darf sich nicht auf eine 
futurologische Curriculumforschung be­
schränken, die eine schlagkräftige Krea­

tivität als Mittel des Positionskampfes in 
der Wirtschaft anstrebt. Vielmehr geht es 
hier um eine gesellschaftliche Gesamt­
konzeption des Lernens unter emanzipa- 
torischen Aspekten. Unter diesen Ge­
sichtspunkten müssen die Ergebnisse und 
Auswirkungen von CAI beurteilt und ent­
sprechend die Einsatzmöglichkeiten fest­
gelegt werden.
Voraussetzung für ein derartiges Verfah­
ren ist freilich intensive und verbindliche 
Zusammenarbeit der ständigen Arbeits­
gruppen, wobei gerade die pädagogische 
ausgerichteten Gruppen eine besondere 
Bedeutung erhalten. Eine solche Zu­
sammenarbeit ist jedoch bis heute von 
der Organisation der BTZ her nicht ge- 
gewährleistet. So wird der Staat als Auf­
traggeber der Verantwortung nicht ge­
recht, die dieses Projekt mit sich bringt. 
Es bleibt den einzelnen Forschern über­
lassen, wie sie mit dieser Aufgabe fertig 
werden.
Eyferth strebt aus diesem Grunde eine 
Kooperation mit den progressiven Päd­
agogen Mollenhauer und Klafki an. Ob er 
es allerdings schaffen wird, seine Ergeb­
nisse vor Mißbrauch zu schützen, bleibt 
fraglich. Insbesondere die Gruppe um 
Helmar Frank wird es ihm schwer machen, 
mit einer Konzeption zu argumentieren 
und zu operieren, die verficht, daß CAI 
nicht als isolierte Technik gesehen wer­
den darf, sondern im gesamtpädagogi­
schen Zusammenhang zu stehen hat.
Da bedarf es wohl schwerer Geschütze, 
um die Kontrolle über die Konsequenzen 
der eigenen Forschungsergebnisse zu 
behalten. Denn direkte Zusammenarbeit 
mit Interessengruppen lediglich auf der 
Basis des guten Willens und der Argu­
mentation wird der Verwirklichung anders 
artiger Intentionen bestimmt nicht Einhalt 
gebieten.
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Gut geforscht ist halb gebombt
Eine Analyse der Kriegs- und Auftragsforschung am Beispiel der Forschung Professor Heinz Fischers

„Sozialwissenschaftliche Forschung stellt der 
Gemeinschaft der Nachrichtendienste (Intel- 
legence Community) sowohl wichtige Ein­
gabedaten (inputs) als auch wichtige Infor­
mationen über analytische Methoden zur 
Verfügung. Der CIA sollte, wie sein Name 
sagt, die zentrale sozialwissenschaftliche 
Forschungsorganisation sein, um der Bundes­
regierung das Verstehen der Kultur und Ge­
sellschaften der Welt zu ermöglichen. Ist 
man der Ansicht, daß Washington besser 
handeln könne, wenn es ein tieferes Ver­
ständnis der auf der Welt stattfindenden so­
zialen Prozesse hat, dann sollte man verlan­
gen, daß der CIA unsere besten Sozialwissen­
schaftler anwirbt und mit ihnen Verträge 
schließt“ (S. Pool, The Necessity for Social 
Scientists Doing Research for Government).

Die Verwertung von Wissenschaft

Das gründliche Studium der Fischer- 
Akten und zusätzlicher aus den Vereinig­
ten Staaten bezogener Quellen gibt Ein­
blick in die Voraussetzungen, durch die 
eine Verwertung von Wissenschaft wie 
im „Fall Fischer“ erst ihre makabere 
Logik gewinnt: es sind dies die Bedin­
gungen kapitalistischer Produktion und 
imperialistischer Politik.
Setzt man die politische und ökonomische 
Bedingtheit von Wissenschaft voraus, so 
tritt man zwangsläufig der bürgerlichen 
Ideologie von der „Wissenschaft um der 
Wissenschaft willen“ entgegen, wodurch 
der gesellschaftliche Verwertungszweck 
von Wissenschaft selbst zum Gegenstand 
der Fragestellung wird. Die Beiträge zur 
Rüstungsproduktion und zur Imperialis­
musproblematik sind also nicht über­
flüssige oder gar unzulässige Anhängsel 
an das zu verhandelnde Thema „Kriegs­
forschung“, sondern notwendiger Be­
standteil einer solchen Analyse.
Die Berechtigung dieses materialistischen 
Ansatzes ist evident, denn Wissenschaft 
ist nie Selbstzweck gewesen, nie aus sich 
selbst begründet, sondern immer aus 
dem Produktionsprozeß des materiellen 
Lebens. Denn, „wo wäre ohne Handel und 
Industrie die Naturwissenschaft? Selbst 
diese ,reine1 Naturwissenschaft erhält ja 
ihren Zweck sowohl wie ihr Material erst 
durch Handel und Industrie, durch sinn­
liche Tätigkeit der Menschen“ (Karl 
Marx, Deutsche Ideologie).
Wohl kaum ein „aufgeklärter“ Professor 
wird diese Erkenntnis von Marx bestrei­
ten — im Gegenteil: gerade die Techniker 
versäumen nicht, den „Praxisbezug“ ihrer
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Forschung und Lehre zu betonen. Daß 
sie freilich ebenso beharrlich die „Auto­
nomie der Hochschulen“ behaupten, ist 
ein Widerspruch, der darin begründet 
liegt, daß die besagte Praxis ihrerseits 
nicht wertfrei oder abstrakt ist, sondern 
unter ganz konkreten Produktionsverhält­
nissen und zu deren Fortbestand und 
Entwicklung vollzogen wird. Dadurch ist 
eine Darstellung von Wissenschaft zu­
gleich eine Betrachtung der gesellschaft­
lichen Bedingungen, unter denen sie be­
trieben wird. Hier aber müssen die Posi- 
tivisten spätestens abspringen und die 
Ideologie von der „Freiheit der Wissen­
schaft“ vorschieben, weil eine Untersu­
chung dieser politischen und ökonomi­
schen Umstände — in diesem Fall also 
die kapitalistischen Produktionsverhält­
nisse — deren Irrationalität aufzeigen und 
damit den tatsächlichen Herrschaftscha­
rakter der angeblich „wertneutralen“ Wis­
senschaft offenbaren würde:
Das grundlegende Merkmal der kapitali­
stischen Produktion ist der Widerspruch 
von gesellschaftlicher Arbeit und privater 
Aneignung der Produkte. Diese private 
Verfügung über gesellschaftliche Mittel 
spiegelt sich denn auch adäquat in der 
Organisation von Wissenschaft wider, de­
ren Entwicklung auf finanzielle Mittel an­
gewiesen ist, die sich wiederum im Be­
sitz einer Minderheit (auf Kosten der 
Mehrheit) befinden. Es bestimmen also 
nicht die Bedürfnisse der Produzenten 
die Richtung des wissenschaftlichen 
Fortschritts, sondern allein die Profitin­
teressen der Privateigentümer an den 
Produktionsmitteln.
Wissenschaft als Bestandteil der kapitali­
stischen Produktion dient damit allen ge­
genteiligen Beteuerungen zum Trotz 
nicht dem gesellschaftlichen Fortschritt, 
nicht „unserer (!) Volkswirtschaft“, son­
dern der privaten Profitmaximierung und 
damit der Aufrechterhaltung der hierfür 
verantwortlichen Eigentums- und Produk­
tionsverhältnisse (siehe auch dsz Nr. 
108) .

Diese hier nur skizzierte Monopolisierung 
von Wissenschaft erfolgt unter gezielter 
Förderung des Staates — in der Bundes­
republik durch überregionale Forschungs­
organisationen wie der Deutschen For­
schungs-Gemeinschaft oder der Max- 
Planck-Gesellschaft, in den Vereinigten 
Staaten durch militärische Institutionen; 
in jedem Fall wird der private Kapitalver­
wertungsprozeß mit öffentlichen Mitteln 
subventioniert. Die „Freiheit des For­

schers“ reduziert sich vor diesem Hinter­
grund auf die Freiheit, sich die Institution 
aussuchen zu können, die seine Wissen­
schaft pervertiert.

Die Produktion als Selbstzweck

Es liegt auf der Hand, daß in einer am 
privaten Profit orientierten Gesellsch^| 
die Produktion zum Selbstzweck w i^[ 
statt von den arbeitenden Massen und 
ihren Bedürfnissen bestimmt zu werdeÄ 
Den hieraus resultierenden Struktur- uno 
Überproduktionskrisen versucht der Staat 
im Interesse der Monopole durch eine 
Absorption des Überflusses und damit 
durch Zerstörung gesellschaftlichen Reich­
tums zu begegnen. Die Beiträge zur 
Rüstungsproduktion und -forschung ge­
hen auf diese Erscheinung ein und zei­
gen, daß ein irrationales System wie das 
kapitalistische sich nur durch irrationale 
Maßnahmen bis zur offenen Gewalt am 
Leben halten kann.
Daß dies jedoch zu neuen, verschärften 
Widersprüchen führt, zeigt die politische 
Entwicklung in den Ländern der sog. lil. 
Welt, auf die das kapitalistische Gesell­
schaftsmodell zu übertragen das Inter­
esse der „Freien Welt“ ist. Der Beitrag 
zur Imperialismusproblematik beschäf­
tigt sich nicht nur mit den ökonomische 
Ursachen und Auswirkungen der monw 
polkapitalistischen Außenpolitik, er zeigt 
außerdem, wie durch die internationE® 
Kapitalverflechtung auch die Wider­
sprüche der kapitalistischen Produktions­
weise internationalen Charakter gewin­
nen, wodurch sich für die Monopole ein 
unmittelbares Bedürfnis nach Sicherung 
ihrer Interessen- und Einflußsphäre er­
gibt. Die Ereignisse in Vietnam und in 
Kambodscha geben Aufschluß über die 
Formen dieser „Sicherheitspolitik“.
Die Forschung nun von Fischer und ande­
ren Vernichtungswissenschaftlern ist 
mehr als ein Vehikel kapitalistischen 
Profits, sie dient der „Verwissenschaft­
lichung der Konterrevolution“, dem neuen 
Konzept imperialistischer Politik. Gene­
ral Le May konnte vor wenigen Jahren 
als seine Lösung des Vietnamkrieges 
noch angeben, „entweder ziehen die 
Vietnamesen die Hörner ein und hören 
mit der Agression auf, oder wir werden 
sie in die Steinzeit zurückbomben“ ; 
die anfangs zitierte Bemerkung über 
die Bedeutng von Wissenschaft für die 
Politik Washingtons und besonders des 
CIA trägt dem gerade in Vietnam



offenbarten Mißverhältnis zwischen „S i­
cherheitsbedürfnis“ und Erfolg des mili­
tärischen Einsatzes Rechnung .

Die Privatisierung von Wissenschaft

Die Umstände, unter denen Fischer un­
freiwillig seine Akten verleihen mußte,

K'nd bezeichnend für die gegenwärtige 
ivatisierung von Wissenschaft: 

bischer war aufgrund eines Berichtes im 
^Spiegel“ — „Deutsche Wissenschaftler 
forschen für das Pentagon“ — in den 
Mittelpunkt des Interesses einer Studen­
tengruppe gerückt, die sich seit längerem 
mit dem Komplex „Kriegsforschung“ 
beschäftigte. Diese Gruppe sah nun die 
Chance, ihre bislang nur theoretischen 
Studien an Hand eines konkreten militä­
rischen Forschungsprojekts zu überprü­
fen, wozu Fischer wie auch seinen Kolle­
gen und sämtlichen „akademischen Gre­
mien“ freilich die Bereitschaft fehlte:
— Fischer versuchte bei einem Vorle- 

sungs-go-in seinen Vertrag mit der 
Air Force als militärisch nicht verwert­
bar zu verharmlosen;

— die Befragungen des Vorsitzenden der 
„Kommission Nebentätigkeit der Or­
dinarien“ und des Kanzlers der Tech­
nischen Hochschule Darmstadt blie­
ben ergebnislos;
der Senat schließlich lehnte es ab, die 
Hochschullehrer mit Hilfe eines Frage­
bogens aufzufordern, Aufschluß über 
ihre Nebentätigkeit und die Finanzie­
rung ihrer Forschungsarbeiten zu ge­
ben.

Die Begründung für diese „Zurückhal­
tung“ war in jedem Fall dieselbe und 
deckt sich mit der Erklärung des Darm­
städter Satzungs-Reform-Ausschusses, 
der bereits Mitte 1968 zum Problem der 
Auftragsforschungskontrolle lakonisch 
festgestellt hatte, daß diese zwar wün­
schenswert sei, aber nur im Einverneh­
men mit dem jeweiligen Ordinarius 
durchgeführt werden könne. Kurzum: Das 
herrschende Recht erklärt die gesell­
schaftliche Veranstaltung Wissenschaft 
zur Privatangelegenheit der Ordinarien 
und ihrer staatlichen oder industriellen 
Auftraggeber — das Halbdunkel, in dem 
Forschung betrieben wird ist kein „re­
formierbarer Verfahrensfehler“, sondern 
eine ihrer notwendigen Voraussetzungen 
und symptomatisch für den privatwirt­
schaftlichen Verwertungszusammenhang,' 
in dem sie steht.

1

Dem Hochofen ist es egal . . .

Die Forschung der Air-Force

Gemäß der hieraus sich ergebenden Ein­
sicht, daß man die Ordinarien und ihre 
Geldgeber zwar nicht zwingen kann, die 
Wahrheit zu sagen, wohl aber, immer 
frecher zu lügen, griffen die Studenten 
zur Selbsthilfe und brachen das herr­
schende Recht, indem sie auf die offenen 
Fragen über Forschungsorganisationen 
eine Antwort in den Aktenschränken ein­
zelner Institute suchten und auch gefun­
den haben. Was Fischer betrifft, und da­
mit die Forschungsfinanzierung durch die 
US Air Force, so steht fest,
— daß die Air Force und militärische 

Auftraggeber überhaupt (wie die 
neben den Fischer-Akten verwende­
ten Quellen zeigen) erklärtermaßen 
nur solche Forschungsprojekte unter­
stützen, die eine kurzfristige oder 
langfristige militärische Verwertbar­
keit versprechen; auch Fischer be­
treibt Vernichtungswissenschaft. 
Raffinierte Kontrollmechanismen ge­
währleisten diese Einseitigkeit, die 
aufgrund der dem amerikanischen 
„Verteidigungs“-Ministerium zur Ver­
fügung stehenden finanziellen Mittel 
eine Steuerung sämtlicher Forschungs­
bereiche durch dieses Ministerium zur 
Folge hat;

— daß vor dem Hintergrund dieser Mo­
nopolisierung von Wissenschaft eine 
Trennung von ziviler und kriegswichti­
ger Forschung kaum noch möglich ist, 
und daß diese beiden Bereiche beson­
ders in der Grundlagenforschung weit­
gehend identisch sind;

— daß aus den Finanzierungsbedingun­
gen eine totale Abhängigkeit des 
Forschungsteams von den Vorstellun­
gen und Erwartungen des Auftragge­

bers resultiert;
— daß nur solche Projekte „gefördert“ 

werden, deren Kosten zum großen 
Teil von nichtmilitärischen Institutio­
nen getragen werden — im „Fall F i­
scher“ werden etwa 50°/o der Kosten 
auf die Hochschule abgewälzt.

Die Reaktionen auf den 
„Fall Fischer“

Die Reaktion der Hochschule und des 
Kultusministeriums auf die Aktenaktion 
war nicht weniger bezeichnend: Nachdem 
Studenten unerwünscht Öffentlichkeit für 
das Air-Force-Projekt hergestellt hatten, 
wurde von den Professoren heuchlerisch 
zum Skandal erklärt, was jahrlang zumin­
dest durch Stillschweigen gebilligt wor­
den war. Nun, da es zu spät war, den Vor­
gang zu bagatellisieren, wurde ein „Fall 
Fischer“, ein einmaliges Versagen daraus 
gemacht. Die Verantwortlichen schauten 
sich nach einem Opfer um — Fischer bot 
sich geradezu an. Nicht etwa, weil er 
wissenschaftliche Erkenntnisse einer In­
stitution zur Verfügung stellt, die eben 
diese Wissenschaft zur Unterdrückung, 
Ausbeutung und Vernichtung von Men­
schen einsetzt; darin unterscheidet sich 
Fischer nicht von vielen seiner Kollegen. 
Fischers Fehler war es indes, hierbei sich 
erwischen zu lassen. Das machten ihm 
seine Kollegen zum Vorwurf, deshalb lie­
ßen sie ihn in selbstgefälliger Empörung 
fallen, um derart gerechtfertigt ihre eige­
ne Auftragsforschung unkontrolliert fort­
führen zu können.
Die Hessische Landesregierung schließ­
lich tat erstaunt. Daß man in Wiesbaden 
durch die Berufungsverhandlungen mit 
Fischer bestens über dessen Air Force- 
Tätigkeit und -Ambitionen Bescheid wuß-
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. . . wohin der Stahl wandert

te, hatte man offensichtlich ebenso ver­
gessen wie den von der Regierung in den 
Landtag eingebrachten und inzwischen 
verabschiedeten Universitätsgesetzent­
wurf, der die bestehende Verfilzung pri­
vatwirtschaftlicher Profitinteressen und 
staatlicher Wissenschaftspolitik nicht etwa 
kontrollierbar macht, sondern gesetzlich 
absichert.
Geradezu als zynisch muß erscheinen, 
daß der Hessische Kultusminister Prof. 
Dr. Ludwig von Friedeburg auf einer 
Pressekonferenz am 4. Dezember 1969 
im Zusammenhang mit der aus den Fi­
scher-Akten ersichtlichen Verbindung der 
Forschung Fischers mit dem Vietnam­
krieg an eine imaginäre „Verantwortung 
der Naturwissenschaftler“ appellierte; 
denn die Forschungsbestimmungen der 
USAF bedingen gerade diese Perversion 
von Wissenschaft. Im übrigen müssen die 
zuständigen Stellen in der Bundes- bzw. 
Landesregierung auch über Fischers Be­
teiligung an dem Anti-Guerilla-Projekt 
AGILE unterrichtet gewesen sein, denn 
nach den Auskünften des zu diesem 
Problem von dem Außenpolitischen Aus­
schuß des amerikanischen Senats be­
fragten Direktors der Forschungsabtei­
lung im Verteidigungsministerium, Dr. 
Foster, werden im Ausland durchgeführte 
Forschungsarbeiten für das AGILE-Pro-
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jekt ständig mit den örtlichen Regierun­
gen durchgesprochen.
Friedeburg, der noch Anfang Dezember 
1969 eine umfassende Untersuchung des 
„Falls Fischer“ zugesagt hatte, trat denn 
auch zwei Wochen später erheblich kür­
zer. Er erklärte, „daß im Mittelpunkt des 
Verfahrens gegen Fischer dessen Verstoß 
gegen einen Erlaß des hessischen Kul­
tusministers stände, demzufolge jeder 
Forschungsauftrag aus dem Ausland der 
besonderen Genehmigung des Ministers 
bedarf“ (Darmstädter Echo). Und in 
einem Telefongespräch am 8. Mai 1970 
ließ von Friedeburg keinen Zweifel da­
ran, daß ein Disziplinarverfahren nicht 
wegen des Forschungsinhalts eingeleitet 
wurde, weil die Bestimmungen der „Hes­
sischen Nebentätigkeitsverordnung“ hier­
zu nichts aussagten und Fischer davon 
abgesehen nach Ansicht des Ministeriums 
keine Kriegsforschung für die Amerika­
ner betreiben würde — denn, so von 
Friedeburg, Fischer forsche auf diesem 
Gebiet doch schon seit über 25 Jahren.

Kontrolle und Emanzipation 
der Wissenschaft

/

Die bisherige studentische Politik an den 
Hochschulen war geleitet von dem Inte­
resse an einer „kritischen Wissenschaft“,

deren, wie es hieß, emanzipatorischer 
Gehalt sich nur außerhalb des Stand­
punktes der herrschenden Klasse be­
gründen und entfalten könne. Diese Poli­
tik mußte aber zwangsläufig ebenso un­
verbindlich bleiben wie die billigen 
Mätzchen des aufgeklärten Positivisten 
Ludwig von Friedeburg, der in das neue 
Hessische Universitätsgesetz den Passus 
aufnehmen ließ, daß „alle an Forschung 
und Lehre beteiligten Mitglieder und Amß 
gehörigen der Hochschulen die geselk 
schaftlichen Folgen wissenschaftlich^^ 
Erkenntnis mitzubedenken (haben) und 
verpflichtet sind, öffentlich darüber zu in­
formieren, wenn ihnen Ergebnisse der 
Forschung, auch außerhalb des Bereichs 
der Hochschulen, bekannt werden, die zu 
begründeten Bedenken Anlaß geben“ 
(Hessisches Universitätsgesetz).

Diese Bestimmung vergißt ähnlich wie die 
abstrakte Forderung nach einer „kriti­
schen Wissenschaft“, daß Wissenschaft 
— ob kritisch oder reaktionär — außer­
halb der Produktion sich nicht entfalten 
kann, und daher eine Emanzipation der 
Wissenschaft nur das Ergebnis einer Re- 
volutionierung der Produktionsverhält­
nisse sein kann, die ihrerseits den Ver­
wertungszweck und damit die Friedeburg- 
schen „Folgen“ bestimmen.

An die Vernunft von Positivisten appe^J 
lieren, für die doch ihre Wissenschaft 
schon durch sich selbst „rational“ i s A  
heißt den gesellschaftlichen Charakt^^ 
von Wissenschaft leugnen und sie an die 
Zügel einer „höheren Einsicht“ legen, die 
wie sich zeigt, die Wissenschaft „in eine 
Richtung lenkt, die mit der Richtung der 
imperialistischen Entwicklung merkwürdig 
konform geht“ (Deutsche Zeitschrift für 
Philosophie, VEB Verlag der Wissen­
schaften).

Auszug aus dem Vorwort der beim AStA für 
DM 5,— erhältlichen 350-seitigen Dokumen­
tation „Gut geforscht ist halb gebombt", die 
in Zusammenhang mit der Auswertung 
der „\FischerAkten" (Air-Force-Auftragsfor­
schung) Beiträge zur Kriegsforschung, Rü­
stungsproduktion und Imperialismus ent­
hält.
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Die Entwicklungshilfe - Demonstra­
tion am 19. Juni

„Demonstration gegen McNamara 
rha. Heidelberg, 19. Juni.
Auf Initiative des SDS nahmen am Frei­
tag etwa 1200 Demonstranten an einem 
Protestmarsch durch die Heidelberger 
Innenstadt gegen die Teilnahme des ehe­

maligen US-Verteidigungsministers Ro­
bert McNamara an einem internationalen

«ntwicklungshilfekongreß teil. Etwa 500 
blizisten versuchten den Ansturm der 
Demonstranten, die von der vorgeschrie­

benen Route abwichen, zu stoppen. Von 
seiten der Demonstranten wurden Farb- 
beutel geworfen, jedoch keine Steine. 
Die Polizei wurde von vier Wasserwer­
fern unterstützt und schoß mehrmals ge­
zielt mit Tränengas in die Menge hinein. 
Au beiden Seiten gab es Verletzte, de­
ren Zahl jedoch noch nicht feststeht.“ 
(Aus der Frankfurter Rundschau 
vom 20. 6. 70)

Die Demonstration richtete sich nicht nur 
gegen McNamara, der unter anderem für 
den Vietnam-Krieg, die Todesfolterungen 
und die Ermordung von Freiheitskämp­
fern in der Dritten Welt mitverantwortlich 
zeichnet, sie richtete sich gegen einen 
Kongreß, dessen Aufgabe es war, die 
Ausbeutung und Gewalt in den unterent­
wickelten Ländern weitervoranzutreiben 
(siehe dazu „Stellungnahme des Heidel­
berger AStA“ und die zitierten Flugblätter 
sowie die große Anzahl von Dokumenta­
tionen und Berichten zur Entwicklungs­
hilfe und Ausbeutung in der Dritten Welt).

Das Verbot des Heidelberger SDS 
am 24. Juni

Baden-Württembergs Innenminister Wal­
ter Krause (SPD) in Zusammenarbeit mit 
Heidelbergs Oberbürgermeister Reinhold 
Zundel (SPD) nahm diese Entwicklungs­

hilfe-Demonstration zum Anlaß, um das 
seit langem vorbereitete Verbot des Hei­
delberger SDS am 24. 6 . - 5  Tage nach 
der Demonstration — zu erlassen.

(Der volle Wortlaut der Verfügung Krau­
ses und der mitgelieferten Begründung 
ist auf Seite 13 zu finden.)

Die Polizeiaktion am 25. Juni

Die Polizei übernahm dann auch „die so­
fortige Vollziehung“ der Verfügung und 
drang am 25. 6., 10 Uhr, ohne Haus­
suchungsbefehl und ohne vorher den 
Rektor als Hausherrn der Universität zu 
verständigen, mit 75 Kriminalbeamten und 
einer Hundertschaft Uniformierter in die 
AStA-Räume ein. Der Schrank des Parla­
mentspräsidenten wurde aufgebrochen; 
Publikationen und rote Fahnen wurden 
beschlagnahmt — ohne Quittung.

Gleichzeitig zu dieser Großaktion brachte 
die Polizei den einzelnen SDS-Mitglie- 
dern den Erlaß Krauses nach Hause.

Um spontanen Reaktionen gegen das 
SDS-Verbot begegnen zu können, wur­
den in Heidelberg und direkter Umge-

S tellungnahm e des H eid e lb erg er A StA
„Der SDS hat zu einer Demonstration 
aufgerufen, um das Treffen der Chef- 
Planer des Imperialismus in Heidelberg 
zu verhindern oder wenigstens deutlich 
auf dessen provokativen Charakter 
hinzuweisen: in Heidelberg sollten die 
Ausbeutung und die politische Unter­
drückung der Länder Asiens, Afrikas 
und Lateinamerikas besser koordiniert 
werden. Die Demonstranten haben aus 
Solidarität mit diesen Völkern, insbe­
sondere mit den armen Bauern und der 
Arbeiterklasse, dieses Treffen empfind­
lich gestört. Davon ließen sie sich auch 
nicht durch völlig unverantwortliche 
Terrorangriffe der Polizei, durch Trä­
nengas und Knüppelorgien abhalten. Sie 
haben sich wirksam verteidigt. Manche 
Passanten wandten gegen die Demon- 
stanten ein, sie richteten bloß Schaden 
an. Aber man muß Ursache und Wir­
kung deutlich auseinanderhalten. „Scha­
den“ und „Kosten“ verursachen solche 
Treffen wie das im feudalen Europäi­
schen Hof, deren Folgen verschärfte

Ausbeutung und Kriege sein werden. 
Dies bringt zwar den Kapitalisten Pro­
fit, der übrigen Bevölkerung aber nichts 
als zusätzliche Opfer. Dagegen haben 
wir rechtzeitig protestiert. Wie recht 
wir hatten, gegen dieses Treffen zu pro­
testieren, zeigte der brutale Polizeiein­
satz, der ihm zuteil wurde. Die Bruta­
lität machte auch vor einzelnen Frauen 
und unbeteiligten Passanten nicht halt. 
Viele Menschen aus der Bevölkerung 
haben diesen Polizeiterror scharf ver­
urteilt. Die Polizei wird fetzt versu­
chen, durch aus der Luft gegriffene 
Anschuldigungen ihre Brutalität und 
ihre Niederlage zu vertuschen. Damit 
hat sie sich schon im Winter 1968/69 
bloßgestellt (angeblicher Totschlagver­
such in der Theaterstraße). Wir haben 
den Polizeiterror nicht einfach erdul­
det, sondern uns verteidigt. Immer 
mehr werden einsehen, daß das die ein­
zig richtige Konsequenz ist, die aus 
dem Terror von Polizei und Staatsap­
parat gezogen werden muß.“
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Lokaler
Zerrspiegel
Auszüge aus der Rhein-Neckar-Zeitung

„Nach dem letzten teach-in war dann klar, 
daß die Demonstration nicht friedfertig 
verlaufen werde, da jedoch das Verwal­
tungsgericht beim letzten Male auf diese 
Argumente nicht eingegangen sei, habe 
man es dabei belassen müssen, über den 
Eindruck, den das Geschehen bei den 
Teilnehmern der großen internationalen 
Konferenz machte, bat der OB, schwei­
gen zu dürfen. Er habe sich jedenfalls 
geschämt und er habe auch gespürt, daß 
man kein Verständnis dafür aufbrachte. 
Ausführlich wurde dann der Ablauf des 
Geschehens geschildert, der sich mit dem 
Bericht in dieser Ausgabe deckt.“
„Mit Wasserwerfern versuchte die Poli­
zei die erste Ansammlung von Demon­
stranten in Höhe des juristischen Semi­
nars in der Ebert-Anlage zu zerstreuen. 
Später wurden Tränengas und Wasser­
werfer auch an anderen Stellen einge­
setzt.“
„Nach Auseinandersetzungen an verschie­
denen Punkten konzentrierte sich das 
Geschehen, das auch von Oberbürger­
meister Zundel und Bürgermeister 
Schmidt-Brücken aus nächster Nähe be­
obachtet wurde, zunehmend auf den Be­
reich Sophienstraße/Bismarckplatz. Hier 
wurden Tränengaspatronen zum Teil von 
Demonstranten zurückgeworfen.“
„Die Demonstranten lieferten vor allem 
in der Sophienstraße den Polizeibeamten 
eine regelrechte Straßenschlacht, wobei 
sie nicht nur mit Knallkörpern und Stei­
nen warfen, sondern auch aus der Bau­
stelle für das neue Postgebäude scharf­
kantige und zugespitzte Montiereisen hol­
ten und gegen Wasserwerfer und Poli­
zisten schleuderten.“
„Im Laufschritt drangen die Demonstran­
ten auf die Polizisten ein und schlugen 
sofort mit Holzknüppeln bzw. Transparent- 
Stielen auf sie ein, außerdem wurde mit 
Farbbeuteln, Tomaten, Steinen und an­
deren Gegenständen geworfen. Sofort 
machten die Beamten vom Schlagstock 
Gebrauch, zwei Wasserwerfer fuhren auf 
und über Lautsprecher wurde die Demon­
stration für aufgelöst erklärt.“
(Zitate aus der Rhein-Neckar-Zeitung (RNZ) 
vom 20.121. Juni 1970)

Es ist bezeichnend für die Objektivität 
der Heidelberg Rhein-Neckar-Zeitung, daß 
sich der Bericht über die Entwicklungs­
hilfedemonstration mit den Ausführungen 
des Heidelberger Oberbürgermeisters

Zundel und damit mit dem Polizeibericht 
deckt. Die Zeitung erzählt dann folgerich­
tig'auch nur von prügelnden und Steine­
werfenden Studenten — kein Wort davon, 
daß die Polizei nach den ersten Farb­
beuteln gleich mit Schlagstock und Was­
serwerfern vorgegangen ist, daß die Tak­
tik des Polizeieinsatzes auf eine Prügel­
orgie abgestimmt war. Die gedruckten 
Bilder von der Demonstration sprechen 
auch für sich: Nur böse Studenten und 
kein Polizist auf der Straße — das einzige 
Foto eines Polizisten wurde im Erste- 
Hilfe-Wagen aufgenommen.
Es kommen einem die Tränen, wenn man 
sich vorstellt, wie sich OB Zundel vor den 
Konferenzteilnehmern geschämt hat und 
nach Verständnis gespürt hat — McNa- 
mara: „Das da draußen interessiert mich 
nicht“.
„Schließlich nachdem sich der größere 
Teil der Demonstranten durch die Haupt­
straße zum Universitätsplatz zurückgezo­
gen hatte, wurde mehrfach die Aufforde­
rung an alle Zuschauer — und deren gab 
es viel zu viele — gerichtet, sich zurück­
zuziehen: „der Oberbürgermeister“, so 
verkündete ein Lautsprecherwagen, 
„wünscht, daß sich unbeteiligte Personen 
sofort entfernen“. Da der Vekehr freige­
geben werden müsse, werden Tränengas 
und Wasserwerfer eingesetzt, wenn die 
Fahrbahn nicht geräumt würde.“
(Aus der RN Z vom 20.121. 6. 70)

Der Wunsch des Oberbürgermeisters, 
„daß sich u n b e t e i l i g t e  Personen 
sofort entfernen“ sollen, da man „Tränen­
gas und Wasserwerfer einsetzen“ wolle, 
um die Fahrbahn zu räumen, kann doch 
wohl so verstanden werden, daß die 
b e t e i l i g t e n  Personen zur Pflichtaus­
übung der Polizei dableiben sollten.
Der Bericht der RNZ deckt sich übrigens 
auch hier mit der Meinung Zundels, der 
genau wie der Deutsche Gewerkschafts­
bund den Heidelberger Bürgern empfoh­
len hatte, nicht an der Demonstration teil­
zunehmen und auch nicht zuzuschauen. 
Diese Empfehlung ist übrigens auch ein 
Hinweis auf das, was von behördlicher 
Seite für die Demonstration geplant war.
„Ein für gestern abend (19. Juni 1970) 
vorgesehenes Serenadenkonzert im 
Schloß, an dem auch Teilnehmer der Ent­
wicklungshilfetagung ursprünglich teil­
nehmen sollten, wurde in Anbetracht der 
Ereignisse von der Stadt abgesetzt und 
auf einen anderen Tag verlegt.“
(Aus der RN Z vom 20.121. 6. 70)

bung 500 Polizisten zusammengezogen 
und der Bundesgrenzschutz verständigt.

Das teach-in am 25. Juni

Nach dem SDS-Verbot und der Durch­
suchung der AStA-Räume veranstaltete 
der AStA am Nachmittag des 25. 6. ein 
teach-in, um das Vorangegangene zu d ij^  
kutieren und Gegenaktionen zu planend 
Das teach-in, das von ungefähr 2500 Sty^ 
denten besucht wurde, beschloß fast ei^B 
stimmig ein Resolution gegen das SDS- 
Verbot und gegen das rechtswidrige Vor­
gehen der Polizei bei der Durchsetzung 
der Verfügung und gründete das „Ak­
tionskomitee 25. Juni“, welches Protest­
aktionen vorbereiten soll.
(Wortlaut der Resolution des teach-ins auf 
Seite 16)

Sympathie-Resolution der Heidel­
berger Jungsozialisten am 28. Juni

Die Jungsozialisten Heidelbergs verab­
schiedeten in einer Mitgliederversamm­
lung am 28. 6. eine Resolution gegen das 
SDS-Verbot.
In der am 29. 6. veröffentlichten Presse­
erklärung heißt es, daß die Jungsozia­
listen Heidelberg nicht bereit seien, d^B 
SDS-Verbot hinzunehmen. Sie würden m 
der SPD auf sofortige Rücknahme de^ 
Verbots drängen. Die Jusos verlanget 
von ihrem Kreisvorstand, Landesvorstand 
und Bundesparteivorstand „eine eindeu­
tige und sofortige Distanzierung gegen­
über den Herren Krause und Konsorten“. 
Sollten die Parteigremien sich diesen 
Schritt verwehren, würden die Jusos Hei­
delberg jede punktuelle Kooperation im 
Kreisvorstand aufkündigen. „Es geht da­
bei in Heidelberg gleichzeitig darum, die 
reaktionäre Funktion des OB Zundel mehr 
als bisher offenzulegen. Wir werden klar­
machen, daß die Leute wie Krause und 
Zundel in der SPD nichts zu suchen ha­
ben.“
Auch die Jungsozialisten aus Hessen- 
Süd veröffentlichten eine Sympathie-Er­
klärung für den Heidelberger SDS.

Der Protestmarsch gegen das SDS- 
Verbot am 30. Juni
Ungefähr 10 000 Demonstranten — dop­
pelt so viele wie vom „Aktionskomitee
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Die Situation nach dem Verbot

25. Juni“ erwartet worden waren — zo­
gen am späten Nachmittag des 30. 6. durch 
die Heidelberger Innenstadt, um ihrem 
Protest gegen das SDS-Verbot und ihrer 
Antipathie gegen Krause und Zundel 
Ausdruck zu geben.
In Erwartung der Revolution wurde von 
behördlicher Seite die Mannschaft der 

^öppinger Bereitschaftspolizei aufgebo- 
^^n und auf dem Demonstrationsweg, den 

anliegenden Seitenstraßen und um das

«ierichtsgebäude aufgestellt. Die Heidel- 
erger Geschäftsleute schlossen die Lä­
den und ließen die Rollos runter.

So viele Demonstranten hatten die heimi­
schen Bürger noch nie auf einmal ge­
sehen. Da hatte sich nicht nur die kleine 
jugendliche Minderheit der Anarchisten 
aus Heidelberg, Mannheim und Umge­
bung versammelt, da protestierten so 
richtig Erwachsene und Berufstätige und 
Mitglieder aus reaktionären und konser­
vativen Verbänden mit: Verbindungsstu­
denten, RCDS-Mitglieder, SPD-Mitglie- 
der.
Und trotz 10 000 Teilnehmern, die Revo­
lution fand nicht statt. „Die Demonstran­
ten hatten sich friedlicher als ein Spiel­
mannszug der Feuerwehr verhalten. Keine 
Scheibe war zerbrochen, kein Beamten­
rock mit Farbe bekleckst worden“, wie 
die Frankfurter Rundschau zwei Tage 

^^läter schrieb.

In Berlin und Frankfurt sowie in anderen 
Städten der Bundesrepublik wurde gleich­
zeitig zum Heidelberger Protestmarsch 
gegen das SDS-Verbot demonstriert.

Die Einleitung eines Parteiord­
nungsverfahrens gegen die Heidel­
berger Jungsozialisten am 30. Juni

Der Kreisvorstand der Heidelberger SPD 
beantragte am 30. 6. ein Parteiordnungs­
verfahren gegen die Heidelberger Jung­
sozialisten wegen der am Tage vorher 
von der Juso-Mitgliederversammlung ver­
öffentlichten Presseerklärung. Einzelne 
Mitglieder der Jusos sollen aus der Par­
tei ausgeschlossen werden.
Die Heidelberger SPD begründet© die 
Einleitung des Verfahrens damit, daß die 
Jusos mit „dieser Einstellung“ (gemeint 
ist die Sympathie-Resolution für den 
SDS) jede Basis einer demokratischen 
Meinungsbildung und -diskussion ver­
lassen hätten“.
Der stellvertretende Vorsitzende des ba­
den-württembergischen SPD-Landesvor- 
standes, Heinz Brückner, berief eine 
Sitzung des Landesvorstandes für den 
6. Juli ein, auf der das Parteiordnungs­
und Ausschlußverfahren behandelt wer­
den soll.

Stellungnahme des Heidelberger Oberbürgermeisters Zundel
„Menschen, die sich als Demokraten 
bezeichnen und gegen Polizeibeamte, 
die eine internationale Veranstaltung 
schützen, mit Holzlatten und Eisen­
stangen, mit Montiereisen und Steinen 
in Faustgroße ohne Zögern Vorgehen, 
sie haben nach dem 13. Dezember zum 
zweiten Male in Heidelberg ihr Ge­
sicht gezeigt (Amerikahaus). Kein De­
monstrationsteilnehmer kann sagen, er 
habe den Steinhagel in Faustgroße nicht 
gesehen. Wer hier dabei blieb und sich 
nicht sofort distanzierte und solches 
Verhalten nicht zu verhindern suchte, 
der hat sich mitverantwortlich gemacht. 
Wer nach der Neufassung des Strafge­
setzbuches hoffte, der neugefaßte Land­
friedensbruch-Paragraph (125) würde 
nicht Realität werden, der hat das 

heute in Heidelberg zu seinem Entsetzen 
miterleben können. Für mich als Ver­
antwortlichen der Kreispolizeibehörde 
wird dieser zweite Fall Anlaß sein, zu­

künftige SDS-Anmeldungen unter Be­
leg der heutigen Tatsachen auch für die 
Verwaltungsgerichte einsihtig abzu­
lehnen
„Ich rufe alle demokratischen Kräfte in 
dieser Stadt auf, sich öffentlich mit dem 
Geschehen dieses Nachmittags auseinan­
derzusetzen. Wer hier die kritische 
Distanzierung scheut und wer jetzt noch 
Zweifel gegenüber der Gruppe der An­
melder hat, der soll sich kritisch selbst 
prüfen. Ich habe heute zwei Stunden 
lang gesehen, wie sich Polizeibeamte in 
Erkenntnis der Gefahr für ihr Leben 
mustergültig und diszipliniert verhal­
ten haben. Ich möchte das öffentlich 
bekennen, daß ich diesen Beamten dank­
bar bin; denn sonst hätte heute in 
Heidelberg das Schlimmste passieren 
können. Wir haben den Punkt der Um­
kehr erreicht. Wer jetzt nicht umkehren 
will, muß für sein weiteres Tun die 
Verantwortung tragen.“

(Aus einem Flugblatt des AStA Hei­
delberg vom 28. 6. 70)
Die Staatsseite rechnete offensichtlich 
damit, daß das Verbot mit spontanen, 
heftigen Demonstrationen beantwortet 
würde. Die ganze Stadt, alle strategi­
schen Punkte (Brücken usw.) waren mit 
Bereitschaftspolizei besetzt, Wasserwer­
fer und zwei Panzerspähwagen standen 
bereit. Spontane Demonstrationen hät­
ten den Vorwand geliefert, die linke 
Studentenbewegung endgültig und 
wirksam zu zerschlagen, alle bekann­
ten SDSler zu verhaften, u. U. den 
AStA zu suspendieren, eventuell den 
liberalen Rektor zu stürzen, der sich 
von der illegalen AStA-Durchsucbung 
distanziert hatte.

Aufgerufen (zur Demonstration am 
30. 6.) haben neben dem ,Aktions­
komitee des 25. Juni', in dem neben 
dem AStA die DKP und liberale 
Universitätsangehörige vertreten sind, 
u. a. Jusos, DJD, Stadtjugendring, 
IG-Metall-Jugend und Teile des 
Großen Senats. Der OB muß die 
Demonstrationen wahrscheinlich ge­
nehmigen, wird aber zuverlässigen 
Informationen zufolge die Bevölke­
rung auf rufen, den Stadtkern am 
Dienstag zu meiden und außerdem 
versuchen, Zusammenstöße zu pro­
vozieren, die der Polizei die Mög­
lichkeit gäben, die Demonstration 
aufzulösen. (Der DBG-Spitze geht's 
ähnlich: sie konnte sich bei einer Be­
triebsräteversammlung mit einer Bil­
ligung des Verbots nicht durchsetzen, 
wird aber zugleich zur Räumung der 
Innenstadt durch die Bevölkerung 
aufrufen. Stattdessen hat das Verbot 
und die Auflösung des SDS-Heidel- 
berg dazu beigetragen, daß zum ersten 
Mal seit dem Zerfall der antiautori­
tären Studentenbewegung auf natio­
naler Ebene gemeinsame solidarische 
Aktionen durchgeführt werden. Diese 
Aktionen scheinen zunächst bloß de­
fensiv zu sein. Daß in ihnen aber be­
reits die Perspektive der Wiederauf­
nahme von vereinheitlichender Dis­
kussion und gemeinsamem Kampf 
enthalten ist, zeigt die Cabora-Bassa- 
Kampagne, die in Heidelberg auf 
die Bitte der FRELIMO begonnen 
wurde. Zumindest indirekt war sie 
einer der Anlässe für das SDS-Ver­
bot. Es sollte verhindert werden, daß 
der SDS weiterhin, wie am 19. 6., 
durch seine Aktionen den imperiali­
stischen Charakter der sozialdemo­
kratischen Politik in Bonn entlarvt 
und bekämpft. Bis zum 19. 6. litt die 
Kampagne in der BRD an der Zer­
splitterung der Linken. Das Verbot 
des SDS hat sie mit einem Schlage 
auf nationaler Ebene entfacht.
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Der Zeitpunkt ist kein Zufall
Aus einem Info des AStA Heidelberg

Die jahrelangen Auseinandersetzungen 
zwischen der demokratischen und sozia­
listischen Bewegung in Heidelberg und 
den Vertretern des Kapitals in Staats-, 
Stadt- und Universitätsbürokratie haben 
mit dem Verbot des SDS durch das Lan­
desinnenministerium ihren vorläufigen 
Höhepunkt gefunden. Um das Verbot des 
Heidelberger SDS richtig einzuschätzen, 
ist es notwendig, die Phasen dieser Aus­
einandersetzung zu analysieren. Wenn 
man als Kriterium zur Analyse der demo­
kratischen und sozialistischen Bewegung 
in Heidelberg ihre politische Bedeutung 
in der Stadt zugrundelegt, dann lassen 
sich deutlich 2 Phasen unterscheiden: 
eine erste Phase, in der die Studenten­
bewegung vor allem ihre Ziele und die 
Inhalte ihrer Politik in der Stadt propa­
gierte, und eine zweite Phase, in der der 
SDS als fester Kern der Studentenbewe­
gung versuchte, unmittelbare Massenin- 
teressen aufzugreifen und zu artikulieren.

Diese Phasen können natürlich nicht me­
chanisch voneinander getrennt werden. 
Das zeigt sich schon darin, daß einer der 
Hauptakzente der Arbeit des SDS durch­
gehend in der antiimperialistischen Agi­
tation und in antiimperialistischen Mas­
senaktionen lag. Dennoch lassen sich 
diese Phasen ganz deutlich in der Ent­
wicklung der „Roten Kommentare“, der 
Betriebszeitung des verbotenen SDS, ab­
lesen, wo zunächst vor allem zu erklären 
versucht wurde, warum die Studenten 
diese oder jene Auffassung vertraten, 
diese oder jene Aktion durchführten, und 
erst nach dem euphorischen Zwischen­
spiel der abstrakten Propaganda der Ar­
beiterkontrolle konsequent dazu über­
gegangen wurde, ökonomische und so­
ziale Masseninteressen aufzugreifen, die 
Möglichkeiten ihrer Durchsetzung zu dis­
kutieren und die Widerstände gegen die­
se Durchsetzung zu erklären. Insofern 
bedeutete die Erfahrung und Interpreta­
tion der Roter-Punkt-Aktion einen wichti­
gen Einschnitt in der Politik des SDS. 
Dieser Lernprozeß an Hand der eigenen 
Erfahrungen wurde durch die September­
streiks, in denen die Arbeiterklasse selbst 
ihre Interessen vertrat, bestätigt.
Es ist sicher kein Zufall, daß der SDS- 
Heidelberg gerade jetzt verboten wurde, 
wo er anfing zu lernen, die eigenen Im­
pulse der Studentenbewegung richtig zu 
behandeln, und gleichzeitig darauf ver­
zichtete, die Studentenbewegung der Ar­
beiterklasse als Vorbild hinzuhalten, son­
dern damit begann, eine spezifische Agi­

12

tation und Propaganda in der Arbeiter­
klasse zu entfalten, ohne sich von der 
Studentenbewegung fluchtartig abzu­
setzen. Dadurch geriet die Staatsmacht 
von 2 Seiten in Bedrängnis: einerseits 
trugen die Studenten und Schüler und 
einzelne Arbeiter den antiimperialisti­
schen Protest immer wieder auf die 
Straße und zeigten, daß sie sich von die­
sem Protest auch nicht durch Demonstra­
tionsverbote und Polizeieinsätze abhalten

liehe“ Zwangsmaßnahmen wieder herzu­
stellen und stellt andererseits den Ver­
such dar, die Risse im lokalen Macht­
kartell zu kitten, die sich in letzter Zeit, 
am deutlichsten in einem Absagebrief 
Rektor Rendtorffs an den US-General 
Polk und in der halbherzigen Unter­
stützung dieses Briefes durch den DGB, 
gezeigt hatten. Die Illegalisierung de^ 
SDS soll Rektorat und Gewerkschaft® 
spitze in die alte Komplicenschaft des lo­

ließen, andererseits führte der SDS seine 
frühere kontinuierliche publizistische Agi­
tation in der Arbeiterklasse fort, wobei 
die konkrete Entlarvung der massen­
feindlichen Praktiken der Kapitalisten und 
ihrer Handlanger in der Bürokratie zu­
nehmend in den Vordergrund rückte. Die 
Wirkung dieser Politik kann zunächst nur 
als Untergrabung der Autorität der Herr­
schaftsseite beschrieben werden, die sich 
längst nicht mehr bloß auf die Studenten 
erstreckt.
Die Stärkung der Basis der sozialisti­
schen Studenten an der Universität führte 
indirekt zu einem liberalen Rektorat, das 
nicht mehr bedingungslos auf Seiten der 
Staats- und Stadtbürokratie steht. Die 
Agitation und Propaganda vor den Be­
trieben zwang die lokale Gewerkschafts­
führung dazu, sich ständig dazu zu ver­
halten, wobei sie durch ihre Schwankun­
gen zunehmend in ein schiefes Licht ge­
riet. Insofern zeigten sich Risse' in je­
nem Machtkartell von Bürokratie, Univer­
sität und Gewerkschaftsführung, das im 
Heidelberger Winter 68/69 noch so her­
vorragend funktioniert hatte. Das Verbot 
des Heidelberger SDS hat demnach 
einerseits die Funktion, die angeschla­
gene Massenloyalität durch „unwiderruf­

kalen Machtkartells zurückholen, weitere 
Massenaktionen verhindern und durdj 
Zerschlagung des SDS und Störung seP  
ner Agitation vor den Betrieben die Au­
torität der Herrschaftsseite wieder he^ 
stellen. So müssen die lokalen Aspekte 
des Verbots des Heidelberger SDS inter­
pretiert werden. Untersucht man seine 
Bedeutung für die Bundesrepublik und 
Westberlin, so muß es im Rahmen der 
„Befriedungsstrategie“ der neuen Bun­
desregierung interpretiert werden. Nach 
Aussagen von Landesjustizminister Schie­
ler war das Bundesinnenministerium in 
die Beratung des Verbots eingeschaltet 
und handelte die Landesregierung im 
Einvernehmen mit Genscher. Das Am­
nestiegesetz sollte ja von vorn herein 
bloß reinen Tisch machen für weitere und 
schärfere Repressionsmaßnahmen gegen 
jene, die sich durch solche Gesten nicht 
abspeisen lassen. Offensichtlich hofft die 
Bundesregierung durch ihr Amnestiege­
setz den Boden geschaffen zu haben, auf 
dem massiv gegen radikale und sozia­
listische Organisationen vorgegangen 
werden kann, die auf das Kampfmittel der 
Massenaktion nicht verzichten. Insofern

Fortsetzung auf Seite 17



Das Verbot des SDS in H eidelberg  
Verfügung des Innenm inisterium s

V e r f ü g u n g :
Verbot und Auflösung der Hochschulgruppe 
Heidelberg des Sozialistischen Deutschen 
Studentenbundes

1. Die Hochschulgruppe Heidelberg des 
Sozialistischen Deutschen Studentenbundes 
ist als Vereinigung, deren Zwecke und 
T ätigkeit den Strafgesetzen zuw iderlaufen 
und die sich gegen die verfassungsm äßige

a O rdnung richten, nach Art. 9 Abs. 2 des 
* Grundgesetzes verboten.

2. Die Hochschulgruppe Heidelberg des 
kSDS w ird  aufgelöst.
"  3. Das Vermögen der Hochschulgruppe

H eidelberg des SDS w ird beschlagnahm t 
und zugunsten des Landes B aden-W ürttem ­
berg eingezogen.

4. Es ist verboten, Ersatzorganisationen 
für die Hochschulgruppe H eidelberg des 
SDS zu bilden oder bestehende O rganisatio­
nen als E rsatzorganisationen fortzuführen.

5. Die sofortige Vollziehung vorstehender 
Verfügung w ird angeordnet.

B e g r ü n d u n g :
I.

Die H ochschulgruppe Heidelberg des 
Sozialistischen Deutschen Studentenbundes 
gehörte dem SD S-B undesverband bis zu 
dessen Selbstauflösung im  M ärz 1970 an. 
Seither besteht sie als „arbeitende G ruppe“ 
selbständig und ohne organisatorische Bin­
dung an andere etw a noch existente äh n ­
liche G ruppen w eiter. Auch ihre Tätigkeit 
beschränkt sich im wesentlichen auf H eidel­
berg, jedenfalls jedoch auf den Landesbe­
reich.

Die Hochschulgruppe Heidelberg des SDS 
ist ein Verein im Sinne des § 2 des Vereins- 
gesetzes vom 5. August 1964 (BGBl. I S. 593). 
Ih r  Führungsorgan ist seit J a n u a r 1970 der 
sogenannte Zentralausschuß. Einen Vor­
stand im herköm m lichen Sinne h a t sie, 
soweit bekannt, gegenw ärtig nicht.

II.
Die Tätigkeit der Hochschulgruppe H ei­

delberg des SDS läu ft den S trafgesetzen zu­
wider. Dies ergibt sich u. a. aus folgenden 
Tatsachen:

1. Am 19. Juni 1970 fand im Hotel „Euro­
päischer Hof“ in H eidelberg eine in ternatio ­
nal besuchte Konferenz über Entw icklungs­
hilfepolitik in Anw esenheit des W eltbank­
präsidenten  und früheren  am erikanischen 
Verteidigungsm inisters R obert M cNamara 
statt. An diesem  Tage versam m elten sich ge­
gen 13.20 U hr ca. 600 D em onstranten auf 
dem U niversitätsplatz in Heidelberg. Der 
polizeilich angem eldete Aufzug, der sich 
kurze Zeit spä ter form ierte, hielt sich schon 
sehr bald n icht m ehr an den festgelegten 
Weg. Die Teilnehm er des Zuges, der sich im 
L aufsch ritt in Bewegung gesetzt hatte, teil­
ten  sich plötzlich in zwei Gruppen, die auf 
getrennten  Wegen die Tagungsstätte  zu e r­
reichen und zu stürm en versuchten. Die er- 
$tö G ruppe konnte bei dem Versuch, die 
äußere A bsperrung u n ter V erwendung von 
Schlagwerkzeugen, durch  S teinw ürfe und

das W erfen von Farbbeuteln  zu durchbre­
chen, durch, polizeiliche E insatzkräfte  zu­
rückgedrängt werden. Die kurz danach an- 
kom mende zweite G ruppe ging in Keilform  
gegen die äußere A bsperrung vor und ver­
suchte, zum H aupteingang des Hotels „Euro­
päischer Hof“ vorzudringen. Dabei w urden 
L atten, Steine und Farbbeutel als W urfge­
schosse gegen die eingesetzten Polizeibeam ­
ten  benützt. Das offensichtlich vorgeplante 
gewaltsam e Eindringen in das Hotel — unter 
Inkaufnahm e m assiver K onfrontationen m it 
der Polizei — konnte vereite lt werden. W äh­
rend des N achm ittags und Abends kam  es zu 
w eiteren  schweren Zusam m enstößen zwi­
schen D em onstranten und Polizeibeamten, 
wobei die D em onstranten aus einer nahege­
legenen Baustelle E isenstangen, B auklam ­
m ern. Steine und L atten  holten und gegen 
die Polizeibeam ten als Schlaginstrum ente 
oder W urfgeschosse einsetzten. Beim polizei­
lichen E inschreiten gegen die die Sophien­
straße in Heidelberg blockierenden Demon­
stran ten  benutzten diese außerdem  auch 
Säure, was zur Verletzung dreier Polizeibe­
am ten führte. Im  übrigen w urden die E in­
satzkräfte  der Polizei aus den Fenstern eines 
U niversitätsgebäudes m it Flaschen und S tei­
nen beworfen. In Anw esenheit von 300 bis 
400 D em onstranten w urden auf dem Univer- 
sitgtsplatz bei einem „teach-in“ weitere

Innenminister Krause, Baden-Württemberg

W urfkörper, Schlagwerkzeuge, Holzlatten 
und E ier verteilt.

Schließlich w urde gegen Ende der A us­
schreitungen das Dienstgebäude der Polizei­
direktion Heidelberg m it faustgroßen Stei­
nen beworfen: dabei w urden sieben Schei­
ben z'ertrümm ert.

Im  Verlauf der Auseinandersetzungen an

diesem Tage erlitten  25 Polizeibeamte 
schw erere Verletzungen. W eitere 45 Beam te 
w urden leicht verletzt. Der Sachschaden ist 
beträchtlich und noch n icht abschätzbar.

Die D em onstration w ar von der Heidel­
berger SD S-Funktionärin A riane Brodhage 
angem eldet worden. Ais Teilnehm er an den 
gew alttätigen Aktionen gegen den E ntw ick­
lungshilfekongreß w urden u. a. die SDS-M it- 
glieder H ans-G erhard  („Joscha“) Schmierer, 
B urkhard  von B raunbehrens, Thomas Ripke, 
Uwe K reuter, Jochen Noth, Claudia Stecher, 
Arm in Zumrode, G ünther Mangold, G ünter 
Baumann, D ietrich H ildebrandt, Volker 
Müller, B ernhard  Vatter, B ernd Köninger, 
H erbert B reger und D ieter W esemann m it 
Sicherheit erkannt. Bei W esemann handelt 
es sich um denjenigen D em onstrationsteil­
nehm er, der festgenom m en wurde, weil er 
eine schwere und spitze Eisenstange auf 
einen Polizeibeam ten geschleudert hatte, der 
sich lediglich im letzten Augenblick durch 
Zur-Seite-Springen ha tte  re tten  können.

Die Hochschulgruppe Heidelberg des SDS 
träg t fü r die A usschreitungen am  19. Juni 
1970, bei denen u. a. die S traftatbestäijde des 
Landfriedensbruchs, des versuchten Tot­
schlags, der Nötigung, der gefährlichen K ör­
perverletzung u. a. e rfü llt wurden, um so 
m ehr die Verantw ortung, als nicht etwa nur 
die versam m lungsrechtliche Anm eldung 
durch eine SD S-Funktionärin erfolgt ist; 
vielm ehr entspricht die A ktion als K am pf­
m aßnahm e gegen die Entw icklungshilfepoli­
tik  w estlicher L änder dem seit geraum er 
Zeit e rk lärten  Ziel des früheren  SDS-Bun- 
desverbands. Von ihm h a t sich die Hoch­
schulgruppe H eidelberg nicht nu r nicht 
distanziert; sie hat näm lich schon vor dem 
19. Ju n i 1970 eindeutig zu erkennen gegeben, 
daß sie den geplanten Kongreß mindestens 
zu stören, wenn n icht zu verhindern ge­
denke. Insofern ist die Teilnahm e der ge­
nannten  SD S-M itglieder n icht zufällig, son­
dern ein selbstverständlicher und gezielter 
B eitrag zu den von vornherein  unfriedlich 
konzipierten A ktionen vor dem  Hotel „Euro­
päischer Hof“ und in dessen näherer Umge­
bung.

2. Die Vorgänge am  19. Ju n i 1970 sind fe r­
ner n icht etw a einm alige Entgleisungen der 
Hochschulgruppe Heidelberg des SDS, wie 
folgende Vorgänge beweisen:

a) Am 22. April 1970 fand in Heidelberg 
eine von SDS, AStA und anderen Gruppen 
veranstaltete  D em onstration sta tt, die von 
dem SD S-Funktionär und AStA -Vorsitzen- 
dpn D ietrich H ildebrandt angem eldet w or­
den war. Im  Augenblick des Vorbeiziehens 
he r D em onstranten  am A m erikahaus en t­
zündete sich dort in einem Bücherregal eine 
mit Zeitzünder versehene Nebelkerze, wobei 
ein Schaden von 300—400 M ark entstand.

b) W ährend eines Dem onstrationszuges
zum U S-H auptquartier am 6. Mai 1970 w u r­
den Steine und M etallstücke aus der Menge 
gegen das A m erikahaus und das K aufhaus 
Horten geschleudert (Schaden: ca. 3000
Mark). Die Anm eldung w ar von dem 
SD S-Funktionär H ans-G erhard  („Joscha“)



Schm ierer bew irkt worden.
c) Am 25. Mai 1970 konnte der Eingang 

zum A m erikahaus vor und w ährend  einer 
V eranstaltung m it dem Journalisten  Thilo 
Koch nur durch Einsatz von W asserw erfern 
und der. Hiebwaffe freigehalten werden. Die 
zum Teil m it Holzknüppeln bew affneten 
Studenten schleuderten Steine gegen das 
A m erikahaus und auf die polizeilichen E in­
satzkräfte, wobei drei Polizeibeamte V erlet­
zungen erlitten. U nter den D em onstranten 
befanden sich m ehrere M itglieder der Hoch­
schulgruppe Heidelberg des SDS.

d) Zur w eiteren V ervollständigung des 
Bildes seien die vom SDS Heidelberg in den 
Jah ren  1968 und 1969 initiierten, zumindest 
aber in ihrem  Verlauf m aßgeblich beeinfluß­
ten gew alttätigen A ktionen und „Kam pa­
gnen“ erw ähnt:

27.1. 1968 Störung der V eranstaltung 
„Studenten aus aller Welt singen und tanzen 
fü r H eidelberg“,

4. 2. 1968 „Go-in“ m it Störungen und A uf­
forderung zur Diskussion w ährend des Got­
tesdienstes in der Peterskirche,

7. 3. 1968 Massive Störungen der
SPD-W ahlversam m lung m it Dr. Brückner,

12./15.4. 1968 Beteiligung an den A us­
schreitungen im Zusam m enhang m it der 
A nti-Springer-A ktion  vor dem Bechtle- 
Druck- und Verlagshaus Esslingen,

8. 5. 1968 Aktion „Zerschlagt die NATO“,
9.11. 1968 Störaktionen gegen die Polito- 

logen-Tagung;
18.12. 1968 Besetzung des Akadem ischen 

Auslandsam tes,
11.—17.1. 1969 Die A ktionen gegen das 

Politisch-W issenschaftliche Institu t, das 
akademische A uslandsam t und seinen Lei­
ter,

3.—6.2. 1969 G ew alttätigkeiten  gegen
Polizeibeamte und  Beschädigung von Poli­
zeifahrzeugen,

27.2. 1969 Sprengung der Sem inarveran­
staltung von Prof. Dr. Conze,

23. 6. 1969 A usschreitungen beim  Besuch 
des M inisterpräsidenten Dr. F ilb inger und  
des K ultusm inisters Dr. H ahn in Heidelberg,

3. 7. 1969 Tätlichkeiten  im Anatom ischen 
Institu t, u. a. gegen D ekan Prof. Dr. F erner 
gerichtet,

3. 7. 1969 S turm  auf das R ektorat der U ni­
versitä t Heidelberg und W egnahme von 
A kten des Rektors, Sachbeschädigungen,

4.11. 1969 V erhinderung der Vorlesungs- 
tätigkeit des Prof. Dr. Tenbruck.

Diese Vorgänge zeigen, daß der SDS Hei­
delberg in den vergangenen Jah ren  Verstöße 
gegen die Strafgesetze, insbesondere gegen 
§§ 212, 43, 125, 223 ff., 113, 303 ff., 240, als 
Organisation jew eils u n te r . tak tischen Ge­
sichtspunkten zur Durchsetzung seiner poli­
tischen Kam pfziele in seinen W illen aufge­
nommen h a t und  daß die n u r beispielhaft 
aufgezählten Verstöße gegen Strafgesetze in 
innerem  Zusam m enhang m it den Zlelvor- 
stellungen und dem G esam tcharakter der 
Hochschulgruppe H eidelberg des SDS. ver-
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Ireten und geprägt durch die jew eils führen­
den M itglieder, gestanden haben und noch 
stehen.

Der SDS Heidelberg . erstreb t insgesam t 
— gleichviel mit welchen taktischen Abw ei­
chungen vom Vorgehen anderer G ruppen — 
m indestens langfristig  die revolutionäre 
U m gestaltung der derzeitigen politischen 
Verhältnisse in der B undesrepublik. Er hat 
nach dem gegenw ärtig vorliegenden Beweis­
m aterial in grundsätzlichen Fragen des M ar­
xism us-Leninism us keinen andersartigen  
Standort als denjenigen der „Neuen L in­
ken“, den Jürgen  H orlem ann auf einer 
Kundgebung am  15. Novem ber 1969 -in Berlin 
wie folgt Umrissen hat:

„ . . .  allle unsere A ktionen und K am pf­
m aßnahm en m üssen darau f gerichtet 
sein, un ter der Führung  der revolutionä­
ren A rbeiterklasse den S taatsappara t 
restlos zu zerschlagen, die K apitalisten- 
kinsse zu stürzen und auf den T rüm m ern 
der alten Gesellschaft den Sozialismus 
aufzubauen.“
(„Rote Presse-K orrespondenz“ Nr. 40, 
21. 11. 1969.)

Die „Neue L inke“ und m it ih r die Hoch­
schulgruppe Heidelberg des SDS in “grund­
sätzlicher Übereinstim m ung setzen nach wie 
vor ihre A ngriffe gegen die freiheitlich­
dem okratische G rundordnung ln  der B un­
desrepublik Deuschland fort, um  diese revo­
lu tionär zu beseitigen.

Nach dem bisher Ausgeführten, insbeson­
dere ’ unt.er richtiger E inschätzung der

IS  [ § [ § [ § [ § [ § [ §  IS I s I s lE j lE j la

Artikel 9, Absatz 1 und 2 
aus dem Grundgesetz der Bun­
desrepublik:

1) Alle Deutschen haben das 
Recht, Vereine und Gesell­
schaften zu bilden.

2) Vereinigungen, deren 
Zwecke oder deren Tätigkeit 
den Strafgesetzen zuwider­
laufen oder die sichgegendie 
verfassungsmäßige Ordnung 
oder gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung rich­
ten, sind verboten.

rechtsw idrigen Kam pagnen gegen die Hoch­
schulen, die „K lassenjustiz“, den Parlam en­
tarism us und der Kam pagne gegen die 
„Kriegsforschung“, denen der SDS Heidel-

OB Zundel, Heidelberg

berg sich ohne V orbehalt angeschlossen hat, 
muß davon ausgegangen werden, daß auch 
die Z ielvorstellungen der in Frage stehenden 
•Gruppe sich gegen die verfassungsm äßige 
Ordnung in der B undesrepublik Deutschland 
richten. Ergänzend w ird hierzu auf die A us­
führungen des Bundesverw altungsgerichts 
im U rteil vom 20. Jun i 1969 (VII C 73/68 — 
NJW  1969 S. 1784 ff. —) Bezug genommen, 
wonach der SDS seine A nschauungen mit 
ungesetzlichen Mitteln durch eine Revolu­
tion dürchzüsetzen trachte t.

IV.
Einer A nfechtungsklage gegen diese V er­

fügung m ußte im öffentlichen Interesse die 
aufschiebende W irkung versagt werden, 
dam it die Polizei des Landes ih rer in § 1 des 
Polizeigesetzes sta tu ierten  Pflicht, den E in­
zelnen und das Gemeinwesen vor drohender 
Verletzung von Recht und Ordnung zu 
schützen und die verfassungsm äßige O rd­
nung zu gewährleisten, ohne Verzug nachzu­
kommen und den gew alttätigen R echtsbrü­
chen aller Art, die bisher von der Hoch­
schulgruppe Heidelberg des SDS ausgegangen 
sind, nachhaltig  entgegenzutreten vermag.

In V ertretung 
des M inisterialdirektors 

Dr. K ienle M inisterialdirigent



Zur juristischen Einschätzung 
des SD S—Verbots
Aus dem Soüder-Info des Heidelberger AStA 
vom 29. Juni 1970

Die juristische Betrachtung des SDS-Verbots 
hat sich zu beschäftigen mit A - der Verbots­
verfügung und B- der Vollstreckung der Verfü­
gung. Im weiteren kann nur grob auf die juri­
stische Problematik der beiden Maßnahmen einge­
gangen werden, jedoch läßt sich schon jetzt 
sagen, daß die juristische Begründung aufI weite Strecken einfach unhaltbar und im Rest lochst fragwürdig, die Vollstreckungsmaßnahmen 
schlicht rechtswidrig sind. 

feA. Die Begründung der Verbotsverfügung hat zum 
^^iel nachzuweisen, daß der Zweck oder die 
Tätigkeit der Hochschulgruppe Heidelberg 
des SDS den Strafgesetzen zuwiderläuft und 
sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
richtet.
1. Die strafbare Tätigkeit des SDS wird zu­
allererst mit dem Verlauf der Demonstration 
gegen die "Entwicklungshilfe" begründet. Es 
ist ein Aufguß der alten Rädelsführertheorie, 
wenn hierbei mehrere SDS-Mitglieder aufge­
zählt werden, eine Theorie auch deshalb, 
weil die aufgezählten Personen zum Großen 
Teil an Hand von RNZ-Potos als Demonstranten 
in der Friedrich-Ebert-Anlage identifiziert 
wurden, die Auseinandersetzungen mit Steinen, 
Latten und Bauklammern jedoch in der Sophien­
straße erfolgte: ein juristisch unhaltbarer 
Versuch, ihnen Straftaten in die Schuhe zu 
schieben, für die darüberhinaus allenfalls 
ein Tatverdacht, jedoch nicht die für die 
Verbotsverfügung erforderliche rechtskräf­
tige Verurteilung vorliegt. Aber darauf 
wird noch zurückzukommen sein.

A i r  weiteren Unterstützung des Vorwurfs der 
strafbaren Tätigkeit werden Vorgänge aus 
en Jahren 1968 bis 1970 herangezogen. Zu 
n drei Vorgängen in diesem Jahr ist zu 

bemerken, daß lediglich festgestellt wird, 
daß die Demonstrationen von SDS-Mitgliedern 
angemeldet worden waren bzw. im Pall Thilo 
Koch, daß unter der Menge der Demonstranten 
sich SDS-Mitglieder befanden. Für den betref­
fenden Vorwurf reicht dies, wenn man auch hier 
davon absieht, daß keine einzige rechtskräftige 
Verurteilung vorliegt, keineswegs aus. Die An­
meldung begründet keine Verantwortung für die 
strafrechtliche Tätigkeit irgendwelcher De­
monstranten, der Anteil der SDS-Mitglieder 
an den Demonstranten spricht für sich. 
Lächerlich ist die Suggestion, für den Nebel­
topf im Amerikahaus sei der SDS verantwortlich 
weil er sich im Augenblick des Vorbeiziehens 
der Demonstranten am Amerikahaus entzündete.
Vom SDS ini-tiierte oder in ihrem Verlauf maß­
geblich beeinflußte gewalttätige Aktionen 
sollen gewesen sein u.a.
- ein go-in in die Peterskirche, wo besten­

falls ein paar SDS-Mitglieder anwesend waren, 
- Zwischenrufe, nichts anderes waren die 

"massiven"Störungen einer Wahlversammlung,
- die Springer-Blockade (Eberhard Becker und 

(Pünther Mangold sind in diesem Zusammenhang 
freigesprochen worden),

- eine Aktion "Zerschlagt die NATO" etc.

Zunächst kann bei der Mehrzahl'-dieser Aktionen

nicht einmal in dem extensiv ausgelegten 
Sinn gesprochen werden, den der BHG seiner 
umstrittenen Läpple-Entscheidung zugrunde 
gelegt hat.
Weiterhin fehlt es an einer strafbaren 
Tätigkeit des Vereins, da bislang keine rechts­
kräftigen Urteile vorliegen. Im Gegenteil, 
bei der überwiegenden Zahl der Verfahren 
wurde wegen Geringfügigkeit eingestellt, der 
Rest nicht weiter betrieben. Wenn man hier 
juristisch weitergedacht hätte, wäre man auf 
den Gedanken gekommen, daß die Ursache für 
den Mangel an solchen Urteilen in der Amnestie 
zu suchen ist. Darüber hat man kein Wort ver­
loren, obwohl klar ist, daß eine Amnestierung 
der Individuen, die in allen Fällen nicht die 
Vollstreckung von Urteilen’hinderte, sondern 
bereits die laufenden Verfahren zum Erliegen 
brachte, auch Einfluß haben muß auf die straf­
rechtliche Bewertung des SDS als Verein.

Rechtskräftige Urteile sind erforderlich, es 
sei denn, man wolle sich beim Erfordernis 
der strafbaren Tätigkeit mit Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft begnügen, die aufgrund von

in den Betrieben, obwohl bei der Prüfung, ob 
die Tätigkeit des Vereins den Strafgesetzen 
zuwiderläuft, der Gesamtcharakter der Vereins- 
tägigkeit zu bewerten ist. Einzelne Staftaten 
genügen für das Verbot nur, wenn der Verein 
gerade zur Begehung von strafbaren Handlungen 
gegründet wurde wie z.B. ein Verein zur Um­
gehung der Steuergesetze.

2. Das Grundgesetz verbietet nicht die Revo­
lution. Entsprechend vage sind die Ausfüh­
rungen zum Vorwurf, die Tätigkeit des SDS 
oder dessen Zweck richte sich gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung. Als Kampagnen, 
die diesen Vorwurf belegen sollen, werden 
angeführt
- eine rechtswidrige Kampagne gegen die Hoch­

schulen: hier ist vollkommen unerfindlich 
was gemeint ist, zumindest ist der Vorwurf 
nicht genügend substantiiert, damit als 
Beleg hinfällig

- eine rechtswidrige Kampagne gegen die Klassen­
justiz: Verhalten von SDS-Mitgliedern in 
diesem Zusammenhang fällt allenfalls un­
ter den Begriff "Ungebühr vor Gericht” was

Anzeigen oder von Verdachtsmomenten strafbare 
Handlungen in Gang gebracht werden.

Nicht aufgeführt wurden die Rote-Punkt-Aktion 
und der Freispruch im AStA-Prozeß. Keine Über­
legungen wurden angeführt zur Tätigkeit der 
Hochschulgruppe Heidelberg des SDS in der Hoch­
schule (Notstandsgesetze, Hochschulgesetz und 
Ordnungsrecht), in der Stadt (Wieblingen) und

Ordnungsstrafen, keine Kriminalstrafen 
nach sich zieht; alles andere sind wissen­
schaftliche Analysen, die unter dem Sohutz 
von Artikel 5 GG (Meinungsfreiheit^ stehen. 
Letzteres gilt genauso für die "rechts- 
würige" Kampagne gegen den Parlamentarismus.

- Der Vorwurf der rechtswidrigen Kampagne 
gegen die Kriegsforschung ist völlig unbe­
gründet, vor allem wenn man die Präambel

*SBSS" S S t S B S B D B
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Die Resolution Rer 
Heidelberger Studenten

Auf einem teach-in mit 2-3.000 Teil­
nehmern am 25.6.1970, 14 Uhr zum 
SDS-Verbot wurde bei 2 Gegenstimmen 
und ca. 10 Enthaltungen folgende 
Resolution angenommen:

"1. Das teach-in verurteilt das Ver­
bot des Heidelberger SDS. Nachdem 
der Heidelberger OB Zundel mehr­
mals vergeblich versuchte, in 
verfassungswidriger Weise ein 
generelles Verbot gegen Demon­
strationen des SDS auszusprechen, 
erklärt das Innenministerium 
Baden-Württembergs den SDS zur 
verfassungswidrigen Organisation, 
um diese Frage, wie es irrtümlich 
meint, ein für allemal zu lösen.

2. Das teach-in verurteilt die 
Durchsuchung der Büroräume des 
AStA und die Beschlagnahme von 
Akten, infos und Roten Foren.

3. Das teach-in wählt ein "Aktions­
komitee 25. Juni" (etwa 15 Per­
sonen) und erteilt ihm den Auftrag, 
eine Kampagne zur Aufhebung des 
Verbots des Heidelberger SDS und 
zur Absetzung Bündels und Krauses 
einzuleiten. Das teach-in fordert 
das "Aktionskomitee 25. Juni" zur 
Unterstreichung dieser Forderungen 
auf, eine Demonstration für Dien­
stag, den 30. Juni, 17 Uhr, anzu­
melden und durch eine gründliche 
Flugbla'ttverteilung in der Stadt 
und vor den Betrieben vorzuberei­
ten.

4. Das teach-in fordert alle de­
mokratischen und sozialistischen 
Organisationen der BRD und West­
berlins auf, am Dienstag zu 
Solidaritätsdemonstrationen 
aufzurufen,"

des GG ("dem Frieden der Welt zu dienen") 
und Artikel 26 GG, der "Handlungen, die 
geeignet sind und in der Absicht vorgenom­
men werden, daß friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören" verbietet, hier in 
die Überlegungen mit einbezieht.

3. Für die Verbotsverfügung wurde der sofor­
tige Vollzug angeordnet. Normalerweise hat 
(der Widerspruch, der hier nicht in Betracht 
kommt bzw.) die Anfechtungsklage eine auf­
schiebende Wirkung, d.h. die Verfügung darf 
erst vollzogen werden, wenn die gerichtliche 
Entscheidung rechtskräftig ist.

Im vorliegenden Fall wurde die aufschiebende 
Wirkung wegen des öffentlichen Interesses 
versagt. Es Ist schon ungenügend, da es sich 
bei dieser Versagung um einen Ausnahmefall 
handelt, § 1 des Polizeigesetzes einfach ab­
zuschreiben, ohne näher darzulegen, worin 
die drohende Verletzung von Recht und Ord­
nung gesehen wird. Weiterhin hätte das öffent­
lich Interesse am sofortigen Vollzug der 
Vermögenseinziehung begründet werden müssen, 
da vom Vermögen des SDS eine polizeiliche 
Gefahr ersichtlich nicht ausgeht. Drittens

Verbotsverfügung besteht daher nicht.

B. Die Beschlagnahme ist rechtswidrig.
Unter den zahlreichen Problemen wie z.B. die 
Verletzung der Pressefreiheit durch Beschlag­
nahme der Roten Foren und Roten Kommentare, 
ist die Beschlagnahme von AStA-Akten, die 
sich lediglich auf«die Verbotsverfügung stützt, 
das wichtigste: die Gerichte werden nioht um­
hin können, zwischen AStA und SDS organlsa- A  
tionsrechtlich unterscheiden zu müssen. ™
Eine Beschlagnahme von SDS-eigenen Gegen­
ständen (wenn man unterstellen wolle, daß 4  
es solche waren) bedarf nach § 10 Vereins­
gesetz, § 4 Durchführungsverordnung einer 
besonderen Anordnung der Vollzugsbehörde.
Diese mußte dem AstA zugestellt werden und 
es war darzulegen, daß die sichergestellten 
Sachen zum Vereinsbesitz gehören. Dies ist 
nicht erfolgt, die Beschlagnahme schon nach 
den Vorschriften des Vereinsrechts rechts­
widrig.

Darüberhinaus ist § 10 Vereinsgesetz, der Be­
schlagnahmen und Hausdurchsuchungen aufgrund 
einer Anordnung der Verwaltung bei Personen,

Flugblatt der KSG Heidelberg
Im Verbot der Heidelberger Gruppe des 
SDS sehen wir den Versuch, eine poli­
tisch längst mißliebig gewordene oppo­
sitionelle Gruppe durch bürokratische 
Maßnahmen auszuschalten.

Dieses Vorgehen trifft die gesamte 
Studentenbewegung, die sich die Demo­
kratisierung aller gesellschaftlichen 
Bereiche zum Ziel gesetzt hat. Zundel 
und Krause als Repräsentanten der in 
der BRD herrschenden Kräfte haben da­
mit eindeutig bewiesen, daß sie nicht 
willens sind, sich mit den Inhalten 
und Zielen der Studentenbewegung 
auseinanderzusetzen.

Es ist widersinnig, einerseits durch 
massiven Polizeieinsatz die Vorfälle 
anläßlich der McNamara-Demonstration 
zur Eskalation zu bringen und ander- 
rerseits diese Vorfälle zum Anlaß des 
S>S-Verbots zu machen.

Die Stuttgarter Bürokratie weiß, daß 
sie durch diese Maßnahme die Heidel­
berger demokratische Opposition nicht 
zum Erliegen bringen wird. In dieser 
Maßnahme kann nur eine Provokation ge­
sehen werden, deren Folge eine weitere 
Verschärfung des politischen Kampfes 
sein soll. Das Ziel dieser Eskalation 
soll die Isolierung der Studentenbe­
wegung von der Bevölkerung sein.

Wir rufen daher die Heidelberger Be­
völkerung auf, das Aktionskomitee des 
25. Juni im Kampf um die demokrati­
schen Grundrechte, die keiner politi­
schen Gruppe entzogen werden dürfen, 
zu unterstützen.

Kommen Sie zur Demonstration am Dien­
stag, 30, Juni, 17 Uhr, Uni-Platz, 
und tragen Sie zu einem gewaltfreien 
Ablauf bei!"

#

verfällt die rechtliche Argumentation in 
einen Zirkelschluß, da sie das öffentliche 
Interesse für den sofortigen Vollzug bejaht 
und damit die aufschiebende Wirkung versagt, 
weil es aufgrund des sofortigen Vollzugs zu 
unfriedlichen Demonstrationen kommen könnte. 
Schließlich kann nach dem Urteil des BVwG nach 
einer vorausgegangenen unfriedlichen Demon­
stration die folgende Demonstration aus die­
sem Grund nicht unterbunden werden-, da durch­
aus die Möglichkeit besteht, daß weitere De­
monstrationen friedlich verlaufen Die Ver­
fügung übergeht diese Überlegung. Ein öffent­
liches Interesse am sofortigen Vollzug der

die nicht Vereinsmitglieder sind, zuläfät, 
verfassungswidrig, da nicht mit Artikel 
13 GG vereinbar, der solche Durchsuchungen 
an eine richterliche Anordnung bzw, andere 
Voraussetzungen, die hier nicht Vorlagen, 
bindet.

Darüberhinaus wurde der Verfassungsgrund- 
satz der Verhältnismäßigkeit der Mittel ver­
letzt, da das Verwaltungsvollstreckungsge­
setz eine Skala von Maßnahmen vorschreibt, 
die sich als undurchführbar erweisen müssen, 
sollte als härtestes Mittel der unmittel­
bare Zwang angeordnet werden.
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ist in dem Verbot des Heidelberger SDS 
immer schon die Perspektive des Verbots 
aller politischen Organisationen enthal­
ten, die sich nicht auf bloße Schulungs­
und Organisationsarbeit zurückziehen. 
Das haben offensichtlich die Genossen 
in anderen Städten erkannt, die das Ver­
bot des Heidelberger SDS nicht als Pri­
vatangelegenheit der Heidelberger Ge­
nossen betrachten, sondern am Dienstag 
in dem Bewußtsein Demonstrationen 
durchführen, daß hier in Heidelberg eine 
neue Taktik der Repression für die Bun­
desrepublik und Westberlin erprobt wer­
ten  soll.

Oie Entlarvung der Herrschaftsseite 
durch die Heidelberger Studenten­
bewegung:

Nach verschiedenen antiimperialistischen 
Demonstrationen gelang es dem Heidel­
berger SDS erstmals in der Universitäts­
besetzung gegen die Verabschiedung der 
Notstandsgesetze und die Suspendierung 
des linken AStA eine Massenbasis bei 
den Studenten zu finden. Die bürokrati­
schen Maßnahmen gegen die Proteste 
schlugen hier erstmals um in einen brei­
ten demokratischen Widerstand an der 
Universität, der den SDS endgültig dazu 
zwang, die Führung der Studentenbewe­
gung bewußt zu übernehmen. Abgesehen 
von einer großen Demonstration in das 
Industrieviertel Heidelbergs und der Tat­
sache, daß eine Universitätsbesetzung in 
einer Stadt wie Heidelberg in ihrer Be­
deutung natürlich nicht auf die Universi­
tät beschränkt bleibt, lag die Wirkung 
dieser Universitätsbesetzung doch vor 
allem in der Politisierung der Studenten.

Das zeigte sich schon darin, daß die 
Stadtbürokratie sich noch heraushalten 
und OB Zundel sein liberales Image noch 
einigermaßen bewahren konnte, obwohl 
es im baden-württembergischen Wahl­
kampf schon etwas angeschlagen worden 
war. (Vgl. zur damaligen Heidelberger 
Studentenbewegung: neue kritik 50, S. 
94—114). Erst die Aktionen während des 
Winters 68/69 führten einerseits zu einer 
Organisierung einer größeren Zahl von 
Studenten in den Institutsgruppen und 
andererseits zum Beginn einer kontinuier­
lichen Entlarvungspolitik in der Stadt, de­
ren Wirkung nicht bloß auf die Studenten 
beschränkt war, wobei allerdings die 
Masse der Bevölkerung in einer Zu­
schauer- und Kommentarrolle verharrte 
und die Auseinandersetzung der Studen­
ten mit Polizei, Justiz, Regierung etc. 
bloß interessiert beobachte, aber in kei­
ner Weise, sieht man von der Bildung 
einer faschistischen Bürgerwehr durch die 
reaktionärsten Elemente der Klein- und 
Mittelbourgeoisie ab, in die Auseinander­
setzung eingriff. Hauptziel der Herr­
schaftsseite während dieser Zeit war es, 
die Studenten von der Straße wegzu­
kriegen. Das versuchte sie vergebens 
durch ein möglichst sichtbares, riesiges 
Polizeiaufgebot zu erreichen, das Heidel­
berg für Wochen in ein Polizeilager ver­
wandelte. Während der Schließung der 
Universität lernten die Studenten, die 
Polizei in Bewegung zu halten und gleich­
zeitig eine offene Konfrontation mit ihr 
zu vermeiden. Die Polizei machte sich 
lächerlich und ihre Auftraggeber im Rat­
haus und in der Regierung erst recht. Die 
Universität mußte wieder geöffnet wer­
den und der Polizeiüberfall auf den AStA, 
bei dem 12 Genossen verhaftet wurden, 
verlor spätestens in dem sogenannten

AStA-Prozeß, der mit dem Freispruch der 
5 angeklagten Genossen endete, jede 
Legitimation in den Augen der Öffentlich­
keit.
Die Roter-Punkt-Aktion, d.h. die Blockade 
der Straßenbahn und die Organisation 
des Mitnehmerverkehrs im Juni letzten 
Jahres, setzte diesen Prestigeverlust der 
Herrschaftsseite auf neuer Ebene fort, 
insofern in dieser Aktion, die Bevölke­
rung wenigstens partiell ihre Zuschauer­
rolle verließ und mehr oder weniger un­
mittelbar an der Aktion teilnahm. Diese 
Aktion wurde zur vorläufig größten Nie­
derlage der Zundel und Krause, die mit 
einer sehr harten Linie in die Auseinan­
dersetzung gegangen waren, den SDS 
und den AStA mit wilder Diffamierungs­
politik von der Bevölkerung zu isolieren 
versuchten, einen harten Polizeieinsatz 
planten und ausprobierten und am Ende 
einfach nachgeben mußten, weil sie nicht 
länger gegen die eindeutige Solidarität 
der Massen mit der Blockade und dem 
Roter-Punkt-Verkehr sich stellen konnten. 
Zundel hat diesen notwendigen Rückzug 
später als die „größte Niederlage der 
Demokratie“ bezeichnet. Damit machte 
er allen klar, was er unter Demokratie 
versteht. Krause, der Innenminister, hatte 
während der Roter-Punkt-Aktion erfahren, 
was Demokratie tatsächlich ist: eine 
schlechte Zeit für Polizeiminister; er hatte 
sich inkognito ins Polizeipräsidium schlei­
chen müssen, damit er von der Menge 
nicht zur Rede gestellt würde für seine 
Maßnahmen.
Seither fanden in Heidelberg verschie­
dene große antiimperialistische Aktionen 
statt, die Zundel jedesmal zu einem 
großen Lamento veranlaßten und mit 
einem generellen Demonstrationsverbot 
für die Linke spielen ließen. Dabei hat 
er eine Niederlage nach der anderen ein­
stecken müssen. Das Touristenimage 
Heidelbergs, auf das er so erpicht ist, 
ist ziemlich zerstört und Zundel mußte er­
leben, daß dieses Image keineswegs von 
den Massen verteidigt wird, sondern daß 
sie sich an seinen Polizeimaßnahmen stö­
ren, daß sie ihn selbst dann für einen Ver­
sager halten, wenn sie keineswegs mit 
der Studentenbewegung sympathisieren. 
Am deutlichsten mußte er dies am Frei­
tag, dem 19. Juni erfahren, als er schließ­
lich selbst den Polizeiangriff auf eine 
abwartende Passantenmenge leitete, die 
den Aufforderungen sich zu entfernen 
selbst dann nicht Folge leistete, als es 
bloß noch das martialische Polizeiaufge­
bot zu sehen gab.
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Das Verbot des SDS richtet sich nicht nur gegen die 
sozialistischen Studenten. (Aus einem Flugblatt vom 25. 6. 70)

In der Verfügung wird ein Satz aus 
der Berliner Roten Pressekorrespondenz 
zitiert. Darin heißt es: „. . .  Alle unse­
re Aktionen und Kampfmaßnahmen 
müssen darauf gerichtet sein, unter der 
Führung der revolutionären Arbeiter­
klasse den Staatsapparat restlos zu zer­
schlagen, die Kapitalistenklasse zu 
stürzen und auf den Trümmern der 
alten Gesellschaft den Sozialismus auf­
zubauen“. (RPK, Nr. 40 v. 21. 11. 69) 
Dieser Satz soll einen Verbotsgrund 
nicht nur für die sozialistische Organi­
sation der Studenten, sondern auch für 
sämtliche Aktionen der Arbeiterklasse, 
die auf die Beseitigung des Kapitals 
zielen, sein. Gerade die Roter-Punkt- 
Aktion, an der sich ein großer Teil der 
arbeitenden Bevölkerung beteiligte und 
die in der Verfügung nicht mit auf­
geführt wird, war eine Aktion, die das 
Kapital und seine Staatsgewalt fürch­
tet. Zundel hatte diese Aktion ähnlich 
wie Franz Josef Strauß als die größte 
Niederlage der Demokratie bezeichnet. 
Der brutale Polizeieinsatz gegen die 
Studenten bei der McNamara-Demon- 
stration sollte diese dazu bringen, sich 
durch die notwendige Form ihrer Ge­
genwehr von der Bevölkerung zu iso­
lieren, um sie dann besser verbieten zu 
können. Das Verbot zielt aber auf die 
Aktionen, die der Staatsgewalt wirk­
lich gefährlich werden, auf die Aktio­
nen, in denen sich Studenten und ar­
beitende Bevölkerung zusammenschlie­
ßen in der Verteidigung ihrer Inter­
essen und Bedürfnisse gegen die Min­
derheit, die von der Ausbeutung der 
Menschen lebt.
Mit dem Verbot des SDS-Heidelberg 
sollen auch die „Roten Kommentare“ 
aus den Heidelberger Betrieben ver­
schwinden.

Nochmal: Was soll das SDS-Verbot und 
wie soll man sich dagegen wehren?

Zundel ist mit seinen Demonstrationsver­
boten weder politisch noch juristisch 
durchgekommen. Aber gerade die Mas­
sendemonstrationen sind ihm und der 
Landesregierung der größte Dorn im 
Auge, weil sie die Repräsentation der 
Herrschaft und schließlich die Grundla­
gen der Herrschaft selbst untergraben, 
wenn sie mit der richtigen Agitation ver­
bunden sind. Hier in Heidelberg ist der 
SDS leicht als die vorwärtstreibende 
Kraft in den Massenaktionen auszu­
machen gewesen, die einerseits verhin­
derte, daß die Auseinandersetzung zur 
sprachlosen Konfrontation mit der Poli­
zei verkam und andererseits die Kon­
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Die Existenz einer Zeitung, die über 
das berichtet, was die Unternehmer­
presse verschweigt, ist der ganzen 
Meute der Kapitalisten und der mit 
ihnen verbündeten Bürokraten uner­
träglich. Mit Berichten über Schweine­
reien in Heidelberger Betrieben, über 
die internationalen Klassenkämpfe, 
über die Gewerkschaften und andere, 
die Arbeiter unmittelbar interessierende 
Fragen haben die „Roten Kommen­
tare“ ein Loch in die Zensur der Un­
ternehmerpresse geschlagen, für die das 
Proletariat nicht existiert. Die Septem­
berstreiks des vergangenen Jahres wa­
ren Alarmzeichen für das Kapital, das 
sich mit einem Male im ungestörten 
Genuß seiner erpreßten Profite bedroht 
sah.

Die Arbeit sozialistischer Gruppen wie 
des SDS-Heidelberg, die Versuche, den 
Arbeitern in den Betrieben mit der 
Publikation unterdrückter Nachrichten 
beim Kampf für ihre Interessen zu 
unterstützen, — diese Arbeit beginnt 
dem Kapital und dem Staatsapparat 
gefährlich zu werden, weil die Arbeiter 
begonnen haben, sich gegen Lohn­
drückerei und Ausbeutung zu wehren. 
Das Verbot des SDS und der „Roten 
Kommentare“ zielt gegen j e d e n  Ver­
such, in diesem Staat eine sozialistische 
Opposition aufzubauen. Doch die kapi­
talistische Gesellschaft, die so offen­
sichtlich nur dem Interesse einer kleinen 
Minderheit dient, kann sich auch nicht 
durch Verbote vor dem wachsenden 
Widerstand der Mehrheit schützen.
Die sozialistischen Studenten werden 
sich auch durch Verbote nicht abhalten 
lassen, ihren Kampf mit der Perspek­
tive des festen Bündnisses mit der Ar­
beiterklasse verstärkt fortzusetzen.

frontation mit der Polizei nicht fürchtete, 
wenn ohne Konfrontation bloß die Unter­
werfung möglich gewesen wäre. Um in 
Zukunft antiimperialistische Massenaktio­
nen und so etwas wie eine Wiederholung 
der Roter-Punkt-Aktion zu verhindern, 
mochte es der Staats- und Stadtbüro­
kratie als der bequemste Weg erschei­
nen, einfach den SDS zu verbieten. Es ist 
wirklich so: sie wollen den SDS in den 
Untergrund schicken, weil sie die De­
monstranten von der Straße weghaben 
wollen. Was die Staatsbürokratie derzeit 
am meisten fürchtet: ist die öffentliche 
Äußerung von Widerstand und Protest, 
denn ihre Legitimation ist angeschlagen 
und ihre bisherigen polizeilichen Maßnah­
men sind fehlgeschlagen. Gegen ein biß­
chen sektiererische Predigt hätten sie

gar nichts; was sie fürchten ist eine Agi­
tation, die zu Aktionen auf der Straße 
führt, Agitation, die die unpolitische At- 
mophäre der Stadt durchbricht und ver­
bunden mit Straßendemonstrationen eine 
Atmosphäre schafft, in der eine öffentliche 
Meinung gedeihen kann.
Daß die Sozialisten in der Universität 
nicht so leicht isoliert werden können, 
wissen die Herren im Rathaus und in de^ft 
Regierung, und wenn sie es nicht wußten, 
so haben sie durch die Wahlen zum Stu^Ä 
dentenparlament, die am Freitag, dehflF 
26. Juni, einen Tag nach Bekanntwerden 
des SDS-Verbots, zu Ende gingen, und 
eine 2/3 Mehrheit der Linken erbrachten, 
eine deutliche Quittung für diese Tat­
sache erhalten. Was sie wollen, ist, daß 
die Agitation und die Demonstrationen 
aus der Stadt verschwinden, daß keine 
Roten Kommentare mehr vor den Be­
trieben verteilt werden und die Roten 
Kommentare nicht mehr im Zusammen­
hang stehen mit einer Bewegung, die sich 
in der Stadt artikuliert und die Anfällig­
keit der Herrschaftseite immer wieder 
demonstriert. Die Roten Kommentare 
allein hätten sie hingenommen, Demon­
strationen allein hätten sie hingenom­
men, eine Studentenbewegung allein an 
der Universität hätten sie hingenommen. 
Was sie aufschreckte, war, daß der SDS 
zunehmend lernte, eine richtige Arbeiter^^ 
agitation zu entfalten, die nicht einfacl^^ 
die Ziele der Studentenbewegung vor den^ 
Betrieben propagierte, und daß der SD^^1 
gleichzeitig nicht auf die Führung der 
antiimperialistischen und populistischen 
Studentenbewegung verzichtete, das 
heißt, daß der SDS in der Praxis die 
„kritische Theorie“ überwand und dabei 
war, eine Politik zu entwickeln, die nicht 
von dem antiautoritären Einheitsbrei aus­
ging, sondern die eigenen Ziele der Stu­
dentenbewegung verstehen lernte und 
die mit dem Inhalt der Studentenbewe­
gung nicht einfach identischen Massen­
interessen zu artikulieren begann, d. h. 
nicht in den Fehler verfiel zu glauben, 
daß eine schlösse das andere aus. Es 
wäre falsch, im Verbot des Heidelberger 
SDS ein Erfolgskriterium für die Richtig­
keit seiner Politik zu sehen. Aber wenn 
die sozialistischen Studenten mit dem 
Verbot fertig werden, d. h. weder auf die 
Dauer von der Straße vertrieben werden 
können, noch auf ihre Agitation verzich­
ten müssen, wird das zeigen, daß sie auch 
in der Stadt nicht isoliert sind und daß 
der Autoritätsverlust der Herrschaftsseite 
irreparabel ist.



Dienst ist Dienst
und Schnaps ist Schnaps

NATO-Heeresgruppe Mitte, zu einer Ver­
gnügungsveranstaltung zurück. Sie er­
klärten sich mit den amerikanischen Hoch­
schulpräsidenten, Dozenten und Studen­
ten solidarisch, die gegen den Indochina- 
Krieg protestieren. Der offene Brief, der 
in der Heidelberger Rhein-Neckar-Zei- 
tung veröffentlicht wurde, lautet wörtlich:

Agnew am 23.124. Mai in Houston (Texas) 
erklärt hat, daß dieser „Stoßtrupp . . . fest­
gestellt und aus dem sonst gesunden Körper 
der Hochschulgemeinschaft entfernt" werden 
müßte, „bevor er ihn wie ein Krebs zer­
störe“.

Der Heidelberger Abgeordnete, baden- 
württembergische Kultusminister, Theolo­
gieprofessor und Militarist Wilhelm Hahn 
(Christlich Demokratische Union) sah mit 
Schrecken ausgerechnet im romantischen 
Heidelberg, der von Amis am meisten 
umschwärmten deutschen Stadt, Oppo­

Zu diesem Brief ist kein Kommentar not­
wendig — nur der Rücktritt Hahns.
In vielen Leserzuschriften an die Heidel­
berger Lokalblätter mißbilligten die hei­
mischen Bürger den offenen Brief des 
Direktoriums.
Die Pervertierung ist perfekt: Nicht die 
abertausend Morde und die Mordgeil­
heit der amerikanischen Regierung und 
ihrer Vernichtungs- und Ausbeutungsor­
ganisationen wird verurteilt, sondern die­
jenigen, die es wagen, angesichts des 
Blutbads, das die USA veranstalten, eine 
Einladung zu einem Vergnügungsfest zu­
rückzuweisen.

Der Rektor und die Prorektoren der Uni­
versität Heidelberg weisen die Einladung des 
Oberbefehlshabers der NATO-Heeresgruppe 
Mitte, General Polk, zurück. "Wir können es 
weder als Privatpersonen noch als Inhaber 
unseres Amtes verantworten, einer Einladung 
der US-Armee zu einer Vergnügungsveran­
staltung zu folgen. In einer Zeit, in der der 
gegen den Willen der Mehrheit des vietna­
mesischen Volkes geführte Krieg zu einem 
Indochina-Krieg ausgeweitet wird und wäh­
rend in den Vereinigten Staaten Studenten 
erschossen werden, die gegen diesen Krieg 
opponieren, sehen wir uns außerstande, uns 
bei „Cocktails, Tanz, Unterhaltung und Bü­
fett“ mit denen zu vergnügen, die für diese 
Gewalt mit die Verantwortung tragen. Wir 
erklären uns solidarisch mit jenen Präsiden­
ten amerikanischer Hochschulen, die aus Pro­
test gegen die Invasion in Kambodscha die 
Hochschulen geschlossen halten, vor allem 
auch mit jenem Teil amerikanischer Dozen­
ten und Studenten, von dem Vizepräsident

sition gegen seine amerikanischen Mili­
tärfreunde aufkommen und sah sich ver­
anlaßt, dem General folgendes Entschul­
digungsschreiben zukommen zu lassen:

„Sehr geehrter Herr General!
Wie zweifellos die große Mehrheit der Bür­
ger Heidelbergs habe ich mit Betroffenheit 
von dem im verletztenden Ton gehaltenen 
offenen Brief des Rektors der Universität 
Heidelberg an Sie und die amerikanische 
Armee als Antwort auf Ihre Einladung 
Kenntnis genommen. Als Heidelberger Ab­
geordneter ist es mir ein dringendes Be­
dürfnis, Ihnen zu sagen, daß wir mit der 
Bundesregierung den eindeutigen Wunsch 
haben, Sie und Ihre Soldaten als unsere 
Freunde in unserem Land zu haben und zu 
behalten. Die Sicherung unserer freiheitlichen 
Demokratie hängt von unserem Bündnis ab. 
Im Sinne der Völkerverständigung legen wir 
größtes Gewicht auf das freundschaftliche 
Verhältnis zu Ihnen und Ihren Landsleuten.“

Der Rektor der Heidelberger Universität, 
Theologie-Professor Rolf Rendtorff, und 
die beiden Prorektoren, Jurist Adalbert 
Podlech und Physiker Cornelius Noack, 
wiesen die Einladung des US-Generals 
James H. Polk, Oberbefehlshaber der
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Hohe
Mieten
miese
Buden

Die verfehlte Wohn­
heimpolitik von Bund 
und Ländern treibt 
die Zimmerpreise in 
die Höhe

In den Universitätsstädten wird die 
Wohnraumsituation immer bedenklicher. 
Die Sozialpolitik des Bundes und der 
Länder ist in diesem Punkt wahrlich kon­
sequent: 1966 wurde der Studentenwohn­
heimbau „stillgelegt“, die Studenten er­
halten im Normalfall keine Ausbildungs­
förderung, müssen allerdings die über­
höhten Mieten für Privatbuden bezahlen.

Gleichzeitig hat man ihnen — besonders 
geschickt — den Anspruch auf Wohngeld 
gestrichen (siehe auch dsz Nr. 109).

Die hessische Wohnheimpolitik

Auf einer Pressekonferenz am 12. 2. 1970 
meinte der Hessische Kultusminister von
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Friedeburg — auf die katastrophale 
Wohnsituation in Darmstadt angespro­
chen —, daß dies bedauerlich sei, daß 
zweifelsohne der Düsseldorfer Wohn­
heimplan (siehe dsz) an vielem Schuld 
sei, daß der Bund kein Geld gegeben 
habe, daß er in Bonn auf Änderung des 
Wohnheimplanes gedrungen habe und 
dies auch weiterhin tun werde. Die 

ituation in Darmstadt werde sich für 
as kommende Wintersemester so kurz-

Ifristig nicht verbessern lassen, da müß­
ten die Studenten eben auswärts wohnen 
und hin und her pendeln. Auf den Ein­
wurf, daß die Studienleistungen durch 
lange Anfahrten merklich beeinträchtigt 
werden und außerdem in Darmstadt zur 
Zeit die letzten Parkplätze für den Hoch­
schulausbau geopfert werden, fiel ihm 
nichts mehr ein.
Am 31. März wurde im Verwaltungsrat in 
Übereinstimmung mit den anderen Hoch­
schulorganen, der Studentenschaft und 
dem Studentenwerk gefordert, daß

„der Studentenwohnheimbau der 
Hochschulentwicklung angepaßt, 
die Finanzierung vereinfacht und 
verstärkt
angesichts der erforderlichen Bau­
zeiten unverzüglich in Angriff ge­
nommen werden muß 
jeder neue Studienplatz einen neu- 

k en Wohnheimplatz erfordert, da der
9 Wohnungsmarkt in Darmstadt für

Studenten völlig erschöpft ist.“ 
^uf die Schreiben des Kanzlers der THD, 
vom 1. 4., 3. 4. und 8. 5. antwortete von 
Friedeburg in nachfolgendem Brief:
Der in den Beschlüssen des Verwaltungs­
rates vom 26. 3. 1969 und 10. 3. 1970 dar­
gelegten Auffassung, daß das bisherige Fi­
nanzierungssystem den heutigen Anforde­
rungen an dem Studentenwohnheimbau 
nicht mehr entspricht, stimme ich vorbehalt­
los zu. Eine durchgreifende Änderung, die 
zugleich eine wesentliche Verbesserung dar­
stellt, kann jedoch nicht allein von Hessen 
durchgeführt werden, sondern ist eine Bun­
des- und Länderangelegenheit. Die Kultus­
ministerkonferenz hat sich bereits mit diesem 
Problem befaßt, ohne jedoch bis heute zu 
einer endgültigen Entscheidung zu gelangen. 
Die Hessische Landesregierung vertritt den 
Standpunkt, daß der Studentenwohnheim­
bau in das Hochschulbauförderungsgesetz mit 
einbezogen werden müßte. In der Minister­
präsidentenkonferenz wird das Land Hessen 
diesen Standpunkt vertreten. Da in allen 
Ländern der Studentenwohnheimbau gegen­
über dem Ausbau der Hochschulen nach­

hinkt, muß in absehbarer Zeit eine befrie­
digende Lösung gefunden werden.
Bei den Projekten „Karlshof“ und „Nieder- 
ramstädter Straße“ ist die Grundstücksfrage 
noch nicht geklärt. Da zu erwarten ist, daß 
der Grundstückskaufvertrag für den Karls­
hof in absehbarer Zeit abgeschlossen werden 
kann, habe ich für die Rechnungsjahre 1970 
bis 1972 bei dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit entsprechende Ju­
gendplanmittel aufgrund seines Erlasses vom 
19. 12. 1969 angefordert und auf die beson­
dere Dringlichkeit hingewiesen.
Obwohl ich mich bei den kommenden Haus­
haltsberatungen für eine wesentliche Auf­
stockung der Haushaltsmittel für den Stu­
dentenwohnheimbau einsetzen werde, kann 
ich eine A l l e i n  finanzierung der Darm­
städter Wohnheimprojekte mit Landesmit­
teln nicht Zusagen. Ich werde mich allerdings

bei allen an der Finanzierung beteiligten 
Ressorts dafür einsetzen, daß das Projekt 
„Karlshof“ so zügig wie möglich verwirk­
licht werden kann.

Friedeburg verweist auf Bonn, denn der 
Wohnheimbau „ist eine Bundes- und 
Länderangelegenheit.“ Und Bonn kennt 
den Trick auch. Der parlamentarische 
Staatssekretär von Dohnanyi zum glei­
chen Thema: „Sie wissen ja, das müs­
sen wir auch mit den Ländern regeln.“ — 
Denn der Wohnheimbau „ist eine Bundes­
und Länderangelegenheit.“ Und dann 
gibt es außer Bund und Ländern noch­
mals drei Stellen, die mit der Finanzie­
rung und zusätzlich drei Gremien, die mit 
der Beratung beauftragt sind. Und die 
richten sich alle nach dem, was Bund und 
Länder tun.

Beispiele von Zimmeranmeldungen im Studentenwerk Darmstadt zu Miet­
erhöhungen:

Möbliertes Kellerzimmer in Arheilgen:
Mai 1965 70,--  DM, Mai 1965 Lo~CO DM,
Januar 1966 85, -  DM, August 1966 80,- DM,
Dezember 1966 85,--  DM, Februar 1967 85,— DM:

(incl. Heizung)
September 1967 65,--  DM,
plus Gartenarbeit des Mieters
November 1967 95,--  DM, Januar 1968 85,- DM,
Mai 1970 100,--  DM,

Möbliertes Zimmer in Darmstadt Kiesstraße:
Juli 1966 85,--  DM, Dezember 1966 90,- DM,
September1967 110,-- DM,

Möbliertes Zimmer in Darmstadt Dürerstraße:
Mai 1965 80,-- DM, November 1965 75,- DM,
Juli 1966 80,-- DM, Oktober 1967 90,- DM,
Mai 1968 80,--  DM, Oktober 1968 O o “l DM,

Möbliertes Zimmer in Eberstadt:
Januar 1969 80,--  DM, März 1969 100,- DM,

Die Beispiele für Zimmerpreise und Mieterhöhungen in diesem Artikel sind 
weder repräsentant noch besonders kraß, da wir als Beispiele nur Zimmer­
vermittlungen des Studentenwerks Darmstadt anführen können. Bei diesen 
Studentenbuden dürfte es sich um die mittlere Preisklasse handeln, sowohl 
nach oben als auch nach unten. Zu teure Zimmer werden vom Studentenwerk 
gar nicht weitergegeben und sehr preisgünstige Zimmer werden von den 
alten Mietern im allgemeinen unter der Hand weitervermietet.
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Die Folgen der Bundes- und 
Länderpolitik

„Der Bund zahlt nicht,“ „das Land zahlt 
nicht“ : seit der „Verbesserung“ der Fi­
nanzierungsbestimmungen des Düssel­
dorfer Wohnheimplanes geht das schon 
so. Die Folgen dieser Politik des Bundes 
und der Länder sind
schlechte Studienbedingungen durch 
schlechte Arbeits- und Wohnplätze:
Lange Anfahrten zur Hochschule, Zimmer 
innerhalb der Wohnung des Vermieters 
oder womöglich noch mit Familienan­
schluß, Mitbenutzung des Raumes als Ab­
stellkammer der Familie, kleine, dunkle 
Altbaubuden ohne vernünftigen Schreib­
tisch und mit sonstigen Mängeln, Mansar­
den, in denen man es im Sommer auch 
nachts nicht aushalten kann, benachteili­
gen die studentischen Mieter und wirken 
sich auf Studienzeit und -erfolg aus. 
das Maklerunwesen:
Bessere und preisgünstige Zimmer lau­
fen sehr selten über einen Makler. Der 
Zimmervorrat der Wohnungsmakler zeich­
net sich im allgemeinen durch ein großes 
Sortiment an Ladenhütern aus: das sind 
immer die gleichen Buden, die so mise­
rabel oder so teuer sind, daß sie gar nicht 
vermietet werden können oder gerade 
für einen Monat als letzte Übergangs­
lösung genommen werden.
Bei einige Maklern muß man schon für

die Adresse von einem dieser Ladenhü­
ter ein bis zwei Monatsmieten bezahlen 
und bekommt das Geld nicht zurück, 
wenn das Zimmer nicht gemietet wurde. 
Die Existenz so vieler Wohnungsmakler 
in Universitätsstädten, die offensichtlich 
ganz gut nur von der Vermittlung von we­
nigen Zimmern leben, begründet sich aus 
der Ausnutzung der Notlage der Woh­
nungssuchenden.
die willkürliche Festsetzung der Mieten
(siehe Beispiel im Kasten):
Die Mieten werden nicht nach dem Wert 
des Zimmers festgesetzt, das Profitinte­
resse des Vermieters ist maßgebend. 
Darmstädter Beispiel: möbliertes Zimmer, 
10 qm, Merckstraße (also Nähe TH), inner­
halb der Wohnung, elektrische Heizung 
(extra berechnet), die Familie benutzt 
noch einen Schrank im Zimmer: Kosten­
punkt 100,— DM (und das schon 1966).
Manche Wohnungseigentümer sparen 
durch die Vermietung des nicht benötig­
ten vierten oder dritten Zimmers die 
Hälfte ihrer eigenen Miete ein.
Alte Häuser werden zum Teil ohne grö­
ßere Renovierung in Studentenbuden 
aufgeteilt, und der Hausbesitzer könnte 
allein von den Mieten ganz gut leben. 
Vier oder fünf dieser Buden liegen inner­
halb einer Wohnung, Küche, Bad (falls 
überhaupt vorhanden) und Toilette wer­
den gemeinsam benutzt. Die Preise für 
diese Zimmer, die als separat gelten und
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im Schnitt zwischen 12 und 15 qm groß 
sind, bewegen sich hier in Darmstadt 
zwischen 100 und 140 DM zusätzlich Ne­
benkosten. Für eine 4-Zimmer-Wohnung 
in einem Altbau womöglich im dritten 
oder vierten Stock wird ein Hausbesitzer 
aber niemals 500 DM bekommen. 
Vergleicht man die Forderungen für drei- 
und Mehrzimmerwohnungen mit denA  
Preis für Einzelzimmer und Zweizimme^^ 
Wohnungen (die für Studentenehepaar^^ 
interessant sind), so liegen die Miete^P 
für Studentenbuden um 50% zu hoch, 
die Erhöhung der Mieten ohne entspre­
chende Verbesserung der Wohnverhält­
nisse:
Bei momentanen finanziellen Engpässen 
der Vermieter und bei der Erschöpfung 
des Wohnungsmarktes zu Semesterbe­
ginn werden die Mieten zwischen 5 und 
25% erhöht. Eine Neuvermietung recht­
fertigt für viele Vermieter eine Erhöhung 
des Preises, womit nicht unbedingt eine 
Renovierung des Zimmers verbunden ist. 
Das allgemeine Ansteigen der Zimmer­
preise zwischen 10 und 30% von 1966 bis 
1970 zeigt die Aufstellung auf Seite 21. 
Sonderwünsche der Vermieter:
Ausländer werden bei der Wohnungs­
suche diskriminiert. Sehr viele Vermieter 
vergeben Zimmer nur an Deutsche, an 
Damen oder an Wochenendfahrer.
Statistik (Zimmeranmeldungen beim Stu­
dentenwerk Darmstadt):
Die Hälfte der Darmstädter Vermieter 
nehmen sicher keine Ausländer als Mie­
ter und weitere dreißig Prozent haben
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Wochenende 
E in  Beispiel 
”  iebigstraße,

auch was gegen Ausländer. Pas ist also 
die weitoffene Stadt der Künste, das Kul­
turzentrum Hessens: ein kleinkariertes, 
verspießtes und ausländerfeindliches Pro­
vinzstädtchen mit nationaler Tradition. 
Zimmer für Wochenendfahrer sollten ver­
gleichsweise billig sein, wenn man an­
nimmt, daß die Wohnungsinhaber am 

darüber verfügen wollen, 
dazu: Möbliertes Zimmer, 
innerhalb der Wohnung, 

adbenutzung, Ölofen, 100 DM zusätzlich 
ebenkosten. Damit liegt dieses Zimmer 

über dem Durchschnittspreis gleichwerti­
ger Studentenbuden.
Indiskutable und gesetzeswidrige Miet­
verträge und Hausordnungen:
Wohnungseigentümer und Hausbesitzer 
sehen es als Gnade an, daß man bei ih­
nen in Untermiete wohnen darf. Manche 
kommen sich in ihrer Rolle als Vermieter 
so richtig barmherzig und wohltätig vor. 
Daß der Mieter diese Wohltätigkeit be­
zahlen muß und dazu noch viel zu teuer, 
tut dem christlichen Selbstverständnis der 
Eigentümer keinen Abbruch.
Die Mietverträge unterstützen noch die­
ses Bild von Barmherzigkeit und christ­
licher Nächstenliebe. In diesen Verträ­
gen wird oft die persönliche Freiheit des 
Untermieters beschränkt, da kommen 
Verbote des Damen- bzw. Herrenbesu­
ches und der 22-Uhr-Paragraph vor, da 
Ijibt es Rauchverbote, Aversionen gegen 
Schreibmaschinen und Musikinstrumente 
|bowie einseitige Regelungen bezüglich 
der Kündigungsfrist (der Untermieter 
darf z. B. nur viertel- oder gar halbjähr­
lich kündigen, während sich der Vermie­
ter die gesetzliche Kündigungsfrist von 
14 Tagen vorbehält.)
Außerdem glauben manche Wirtinnen, 
daß sie das Recht zur individuellen Er­
ziehung und Fürsorge des Untermieters 
beanspruchen dürfen. Und all diese Liebe 
und das Entgegenkommen der Vermieter 
muß natürlich etwas teurer bezahlt wer­
den.

Die Sozialstruktur der BRD
Die von Bund und Länder gemeinsam 
verschuldete Wohnungsnot wird von den 
Vermietern weidlich ausgenutzt. Daraus 
ergibt sich die finanzielle Ausbeutung 
und persönliche Einschränkung der Stu­
denten. Daß man angesichts dieser 
Situation ausgerechnet den Studenten 
das Wohngeld verweigert, gibt wohl ein 
Bild von der Struktur und der Tendenz 
des Sozialstaates der BRD.

Der Mietpreis richtet sich nicht 
nach dem Wert des Zimmers, 
sondern allein nach der Profit­
gier des Vermieters

In dieser Mansarde sind drei Wände 
und die Decke schief. Die Gesamt­
fläche des Raumes beträgt zwar un­
gefähr 12 qm, aber die Nutzfläche 
(das heißt der Teil des Raumes, in 
dem man aufrecht stehen kann) ge­
rade 5 qm. Das Zimmer ist im Som­
mer sehr heiß, normale Tagestempe­
ratur bei schönem Wetter ungefähr 
30°.
An Mobilar wurde vom Hausbesitzer 
gestellt: eine viel zu kurze und zu 
schmale Liege, ein einteiliger, schma­
ler und uralter Kleiderschrank, eine 
uralte Kommode, ein alter, hoher Eß­
tisch als Schreibtisch, ein Stuhl, ein 
ramponierter Nachttisch, ein Sessel, 
den man am Tisch anlehnen muß, da­
mit er nicht umfällt, ein Unterstellre­
gal (kein Bücherregal) und ein Plastik­
papierkorb. Von den gestellten Mö­
beln paßt auch nicht ein Stück irgend­
wie zum andern. Der Vermieter hat 
übrigens keine Lampe, weder Dek- 
ken- noch Schreibtischleuchte, zur Ver­
fügung gestellt, obwohl das Zimmer 
auch tagsüber immer künstlich erhellt 
werden muß. Die Mieter mußte sich 
also selbst sowohl eine Schreibtisch­
ais auch eine Stehlampe anschaffen, 
außerdem einen stabilen Sessel, ein 
Bücherregal und einen Teppich.
Für alle sechs Räume, die auf der 
gleichen Etage liegen, steht eine Du­
sche zur Verfügung (die Wanne ist 
nicht benutzbar), eine Toilette, eine 
Küche mit einem Kühlschrank und 
einem Herd, dessen Benutzung feuer­

polizeilich verboten ist (der Hausbe­
sitzer weigert sich, den Herd auf Erd­
gas umzustellen, das ist ihm zu teuer). 
Warmwasser erhält man aus einem 
10 Pfennig Automaten.
Das oben beschriebene „möblierte 
Zimmer“ kostet 100 DM zusätzlich 
Nebenkosten. Die Nebenkosten für 
Strom und Wasser betragen monatlich 
ungefähr 8 DM und für Heizung (von 
Oktober bis April) pauschal monatlich 
25 DM. Die tatsächlichen Heizkosten 
betragen in dem kleinen Raum, auch 
wenn man durchgehend das Fenster 
auf hat, nicht einmal die Hälfte. Bei 
Nichtheizen wird nichts zurückerstat­
tet, während außerhalb dieser Zeit 
entweder überhaupt nicht geheizt wird 
oder dafür 85 Pfennig pro Tag veran­
schlagt wird.
Rechnet man die Nebenkosten auf das 
Jahr um, so ergeben sich für Strom, 
Wasser und Heizung 25 DM monatlich. 
Die Gesamtkosten für diese jämmer­
lich möblierte Mansarde in der Frank­
furter Straße 24 (also wenigstens 
Nähe TH) betragen demnach 125 DM. 
Das macht bei 5 qm Nutzfläche einen 
Quadratmeterpreis von 25 DM!
Das direkt darunterliegende Zimmer, 
das die gleiche Grundfläche und ge­
rade Wände (also 12 qm Nutzfläche) 
hat, kostet übrigens ebenfalls „nur“ 
100 DM zusätzlich Nebenkosten, die 
Möblierung ist dort allerdings auch 
nicht wesentlich besser.
Herr Schneider, Papiergroßhändler, 
verdient an zwei Stockwerken seines 
Altbaus mit den insgesamt zwölf Bu­
den, die er an Studenten vermietet, 
1500 DM im Monat — der Profit, der 
zusätzlich durch die Zentralheizung 
noch herausgeschlagen wird, nicht 
eingerechnet. Wir gratulieren zu sol­
cher Geschäftstüchtigkeit.



Neue Uni - alles beim alten
1866 sollte Deutschlands erstes Poly­
technikum in eine Technische Hochschule 
umgestaltet werden. Da die Stadtväter 
von Kassel nicht bereit waren, für die 
finanziellen Belastungen durch die neue 
TH einzustehen, verweigerte die Reichs­
regierung in Berlin die Zustimmung zu 
den Plänen der Stadt.
Nach über einhundert Jahren bekommt 
Kassel nun seine Universität, die stolz 
„erste Gesamthochschule in der BRD“ 
genannt wird.
Wie kam es zu den Initiativen für die 
Gründung der Gesamthochschule in 
Kassel:
Besondere Aktivität entwickelten die 
nordhessische Industrie und die Parteien, 
die sich gegenseitig in ihren lokalpoliti­
schen Forderungen zu überbieten ver­
suchten. Für die Parteien stand nicht der 
neue bildungspolitische Versuch zur 
größeren Chancengleichheit, die „inte­
grierte Gesamthochschule“, im Vorder­
grund. Für sie kam es darauf an, lokal­
politische Lorbeeren zu ernten.
Die Interessen der Industrie sind anders 
gelagert. Für sie bot sich in Kassel die 
Möglichkeit, eine Stiftungsuniversität — 
also eine von privaten Geldern finanzier­
te Hochschule — zu gründen. Der bil­
dungspolitische Sprecher der CDU, Dr. 
B. Martin und die Kasseler Industrie in 
konzertierter Aktion mit Industrie- und 
Handelskammer und den lokalen CDU- 
Größen forderten seit 1968 eine Stif­
tungsuniversität für Kassel. Diese Forde­
rung erhielt politische Brisanz durch die 
Tatsache, daß im Gegensatz dazu die 
Landesregierung wenig Neigung zeigte, 
eine Universitätsgründung in Kassel in 
ihre Planung aufzunehmen.
Im Juni 1969 konstituierte sich ein Ar­
beitskreis Universität Kassel (AUK), der 
durch eine kräftige finanzielle Unterstüt­
zung durch die örtliche Industrie (Win- 
terlshall, VW) lebt.
Publizistisch steht die „Hessische Allge­
meine“, eine konservative Lokalzeitung, 
zu Seite. In seiner Broschüre „Nord­
hessen braucht eine Universität“ führte 
der AUK als Gründe für die Universität 
Kassel in erster Linie an,

— daß die bestehenden Universitäten 
überfüllt seien,

— daß die Bundesrepublik Deutschland 
Wissenschaftler produzieren müsse, 
um mit anderen Nationen Schritt zu 
halten;

— daß eine gute Ausbildung für junge 
Menschen gut sei;

— daß die Wirtschaft Nordhessens neue 
Impulse bekäme.

Gefordert wurde eine naturwissenschaft- 
schaftlich-technische Universität.
Nachdem sich die Stadt Kassel und die 
hessische Landesregierung für eine „Ge­
samthochschule Kassel“ (GHK) ausge­
sprochen hatten, wurde im Februar 1970 
die Gründung der GHK für 15 000 Stu­
denten mit den Schwerpunkten Natur­
wissenschaften, Ingenieurwissenschaften, 
Lehrerausbildung in den naturwissen­
schaftlich-technischen Fächern, Umwelt-, 
Freizeit- und Kommunikationsforschung 
beschlossen. Orientieren soll sich die 
Struktur der GHK am neuen hessischen 
Hochschulgesetz und den Thesen Bun­
desbildungsminister Leussinks (Hoch­
schulrahmengesetz).

3. Die Studiengänge von Fachhochschu­
le und Universität als Einheit konzi­
piert.

Diese Vorstellungen decken sich mit den 
Absichten von Bundes- und Landesregie­
rung, eine technokratische Hochschulre­
form durchzuführen. Deshalb teilt man die 
GHK auch in Zukunft in eine Kernuniver 
sität und die sie umgebenden Fachhocl 
schulen. Durch diese institutionelle Tren­
nung kann der GHK besser als herkömrnÄ 
liehen Hochschulen vorgeschrieben w e r^  
den, in welchem Umfang sie zu forschen 
und zu lehren hat. Außerdem läßt sich 
der Numerus clausus besser einplanen. 
Die wachsenden Studentenzahlen können 
durch eine Zwangssteuerung (Prüfungen) 
besser auf Kurz-, Haupt- und Aufbaustu­
dium verteilt werden (vgl. auch dsz 111).

Geplante Notunterkunft: Belgische Kaserne

Folgende Ziele sollen in der integrierten 
Gesamthochschule Kassel verfolgt wer­
den:

1. Die Studienzeiten sollen gegenüber 
den herkömmlichen Universitäten ver­
kürzt werden.

2. Ein Kranz von Fachhochschulen wird 
eine Kernuniversität umschließen. Die 
Übergänge zwischen der Universität 
und den Fachhochschulen sind mög­
lich.

Im Gegensatz zu diesen Vorstellungen 
muß eine integrierte Gesamthochschule, 
die einem demokratischen Reformmodell 
entspricht, folgenden Forderungen genü­
gen:

— keine inhaltliche und formale Tren­
nung im tertiären Bildungsbereich 
(Hochschulbereich);

— freie Wahl der Studiengänge nach 
Neigung und Eignung durch die Stu­
denten;

• %

Industrie plant die Gesamthochschule Kassel



Hochschulplanung mit System?
Der Planungsstab leistet Vorarbeit für die Entscheidungsgremien

— keine Zwischen- und Abschlußprüfun­
gen zum Steuern der Studenten in 
verschiedenartige und unterschiedlich 
lange Studiengänge.

Der Einfluß der Wirtschaft auf Struktur 
und Inhalt der GHK wird groß sein.
Ein Institut für Management-Ausbildung 
(IMA), das im März von Privatwirtschaft 

^nd hessischer Landesregierung gegrün­
d e t wurde, wird mit großer Wahrschein­
lichkeit in die GHK integriert.
)ie Gründung der GHK erfolgt nicht wie 

üblich durch einen Gründungssenat (z.B. 
Universität Bremen). Friedeburg meint, 
daß Gründungssenate zu unbeweglich 
seien und ihre Arbeit zu lange dauere. Er 
hat wohl Angst davor, einen Gründungs­
senat zu bekommen, der ein Konzept für 
den rechtlichen und organisatorischen 
Aufbau der GHK entwickelt, das zu pro­
gressiv ist und nicht den angestrebten 
technokratischen Hochschulreformen ent­
spricht. Deshalb setzt Friedeburg eine 
hauptamtliche Projektgruppe ein, die nach 
den Anweisungen des Kultusministeriums 
arbeitet. Die Arbeitsergebnisse der Pro­
jektgruppe dürfen nicht veröffentlicht wer­
den und sind nur für Kultusministerium 
und Landtagsausschüsse bestimmt. Um 
ein demokratisches Alibi vorzuweisen, 
gibt es auch einen Gründungsbeirat mit 

geratender Funktion, dem „geeignete 
Pkertreter“ aus allen gesellschaftlichen 

Gruppen angehören sollen, 
ftn der Zwischenzeit haben sich linkslibe- 
^ale Kräfte formiert, um dem eindeutigen 
Zusammenspiel von Kultusministerium, 
Bundesbildungsministerium und Wirtschaft 
entgegenzutreten. Gefordert wurden (u.a. 
von Tilmann Westphalen, Bundesassi­
stentenkonferenz, und dem zurückgetre­
tenen Berliner Schulsenator Evers):
— demokratisches Gründungsverfahren;
— Öffentlichkeit der Organe der GHK;
— paritätischer Gründungssenat.
Diese Forderungen werden bei der hessi­
schen Landesregierung und dem hessi­
schen Landtag auf taube Ohren stoßen, 
denn am 18. Juni verabschiedete der 
Landtag das „Errichtungsgesetz für die 
Gesamthochschule Kassel“.
Danach bleibt die GHK vorerst eine 
rechtlich unselbständige Anstalt, deren 
Angelegenheit vom Land verwaltet wer­
den.
Das Kultusministerium kann in seiner Zu­
sammenarbeit mit der Wirtschaft fortfah­
ren und die Gründung der GHK von 
Wiesbaden aus in seinem Sinne betrei­
ben.

Vom Fahrstuhl abgeschnitten, unter dem 
Dach des Hauptgebäudes liegen die weit­
läufigen, mager möblierten Zimmer. Hier 
machen sich, von einer Sekretärin und 
studentischen Hilfskräften unterstützt, 
drei Assistenten Gedanken über die Zu­
kunft der THD: der Wirtschaftsingenieur 
Dörre, der Physiker Pitthan und der Volks­
wirt Schiller. Jeweils eine halbe Woche 
lang betätigen sie sich als Planungsstab, 
die andere Hälfte arbeiten für ihre Pro­
motion. Vor etwa einem halben Jahr 
beauftragte sie der Senat, auf Ini­
tiative Guthers und seiner Mitrektoren, 
System in die Zukunftspläne der Hoch­
schule zu bringen. Bis dahin wurde die 
Planung, soweit man es überhaupt so 
nennen konnte, davon bestimmt, was ge­
rade im Blickfeld der beteiligten Gre­
mien lag.
Der Planungsstab fällt selbst keine Ent­
scheidungen; seine Arbeitsergebnisse 
sollen Direktorium, Senat und Verwal­
tungsrat helfen, schneller und besser 
entscheiden zu können. Darmstadt hatte 
als erste hessische Universität einen 
Planungsstab, inzwischen gibt es auch 
in Marburg, Gießen und Frankfurt ent­
sprechende Arbeitsgruppen.
Zunächst müssen als Ausgangspunkt je­
der Planung die über die Hochschule 
verstreuten Einzelinformationen gesam­
melt werden. Zwar wußte man ungefähr, 
wie stark zum Beispiel die größeren Hör­
säle benutzt werden, oder wieviel Geld 
einem Lehrstuhl zur Verfügung steht; die 
Details aber schlummerten, falls über­
haupt registriert, in irgendwelchen Akten­
ordnern. Wollte man Einzelheiten über 
einen bestimmten Seminarraum erfahren 
oder wissen, welcher Lehrstuhl Auftrags­
forschung betreibt, mußte man lange und 
oft erfolglos suchen.
Den ersten Auftrag des Senats konnte 
der Planungsstab bis jetzt noch nicht 
ausführen: Ein Fragebogen, auf Anre­
gung der Studentenschaft nach Berliner 
Vorlage zusammen mit MB-Dekan Brandt 
und Assistentenvertretern erarbeitet, soll­
te Aufschluß geben, welche Fremdmittel 
den Professoren zur Verfügung stehen. 
Doch nach der Senatsauflösung durch das 
Kasseler Urteil Anfang dieses Jahres 
mußte die Umfrage vorerst verschoben 
werden. Inzwischen hat sich der Senat 
in neuer Zusammensetzung wieder damit 
befaßt.
Als weiteres Projekt erarbeitet der Pla­
nungsstab eine Aufstellung der hoch- 
schuleigenen Räume und ihrer Nutzung.

Nachdem das Hochschulbauförderungs­
gesetz die Möglichkeiten für den räumli­
chen Ausbau der Hochschulen verbessert 
hatte, zeigte sich nämlich, daß man oft 
gar nicht wußte, welche Gebäude vor­
rangig errichtet werden sollten. Die Ver­
säumnisse der vergangenen Jahre räch­
ten sich: Es gibt bis heute keine hoch- 
schuldidaktische Grundkonzeption und 
auch keine Übersicht, wieviel Platz den 
Universitäten zur Verfügung steht. Das 
eine kann nicht in einigen Monaten nach-

Planer Schiller
geholt werden, beim anderen versucht 
man es. Die Raumerhebungen aller Uni­
versitäten sollen zentral gesammelt und 
fortgeschrieben werden.
Schwieriger als die Erhebung der Räume 
ist die der Lehrkapazität. Auch daran ist 
neben der Hochschule eine überregionale 
Stelle interessiert: Die Hessische Rek­
torenkonferenz will den Entscheidungen 
der Landesregierung bezüglich Stellen­
verteilung und Aufnahmequoten mit mehr 
Sachkenntnis gegenübertreten können. 
Ein in Hessen einheitlicher Fragebogen, 
der für Darmstadt als Technische Hoch­
schule geringfügig geändert wurde, wird 
an die Lehrstühle verschickt. Die Pla- 
nungsstäbler sehen die Gefahr dieser 
Kapazitätserhebung: auch in Zukunft
könnten die Zulassungen nur nach der 
Kapazität gemessen werden. Ob die drei 
das Gegenteil erreichen können, nämlich 
daß die Kapazität den steigenden Stu­
dentenzahlen angepaßt wird, ist mehr als 
fraglich. Denn wenn sie ihre Umfrageer­
gebnisse erst einmal aus der Hand ge­
geben haben, werden sie gar keinen Ein-
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Zusammenstellung der gegenwärtig 
beim Planungsstab bearbeiteten 
Projekte

fluß mehr auf deren Verwendung haben. 
Die Auswertung der Ergebnisse wird auf 
zweierlei Art erfolgen: Bei einer Makro­
analyse kann zum Beispiel festgestellt 
werden, für wieviele Unterrichtsstunden 
Lehrkräfte fehlen. Die Mikroanalyse gibt 
dem Senat, der dann entscheiden muß, 
durch Detailuntersuchungen Hinweise, ob 
dringender Professoren oder Assistenten 
einzustellen sind.
Zur Durchführung solcher Analysen ist es 
notwendig, den Arbeitsaufwand zu erfas-

Planer Dörre

sen. Die Theorie über die quantitative 
Bewertung wissenschaftlicher Arbeit ist 
noch nicht über erste Ansätze hinausge­
kommen. Als Maßstab stehen also nur 
die subjektiven und damit fragwürdigen 
Angaben der Wissenschaftler selbst zur 
Verfügung. Ganz abgesehen davon, daß 
es zu Absprachen zwischen hessischen 
Professoren mit gleichem Fach kom­
men könnte, um die Angaben bewußt 
hoch zu halten; den Ordinarien bliebe 
dann mehr Zeit für Nebentätigkeiten.
In den Untersuchungen über Kapazitäts­
probleme der Hochschulen wird bezwei­
felt, ob Kapazitätserhebungen dieser Art 
überhaupt sinnvoll sind. Eine Mannhei­
mer Forschungsgruppe für Hochschulka­
pazität zum Beispiel kommt aus grund­
sätzlichen Überlegungen zu dem Schluß, 
die gezielte Beseitigung der Engpässe 
sei auch langfristig allgemeinen Erhebun­
gen der Kapazität vorzuziehen. Und auch 
der Darmstädter Planungsstab befaßte

sich als erstes mit der Beseitigung der 
erkennbaren Engpässe.
Unter anderem soll der Planungsstab or­
ganisatorische Aufgaben lösen. Er erar­
beitete zum Beispiel Pläne für die opti­
male Nutzung der vorhandenen Zeichen­
säle.
Vor kurzem gab ihm der Senat den Auf­
trag, auch die zentrale Verteilung von 
Seminarräumen vorzubereiten, die bisher 
nur einzelnen Fakultäten oder gar Lehr­
stühlen zur Verfügung standen.
Andere organisatorische Aufgaben sind 
das Aufstellen von Prüfungsplan- und 
Stundenplanprogrammen. Weil die Mas­
senprüfungen in den Ferien stattfinden, 
sind die Faktoren, die einen Prüfungs­
plan bestimmen, noch recht gut zu über­
blicken: Zeit der Assistenten und Profes­
soren, zeitlicher Mindestabstand der Prü­
fungen für dieselben Prüflinge. Für 
die Fakultät KuSt existiert ein brauchba­
res Programm, das nach entsprechenden 
Änderungen auch von den anderen Fa­
kultäten und für interfakultative Studien­
fächer verwendet werden soll.
Wesentlich schwieriger ist es, ein Stun­
denplanprogramm zu erarbeiten. Jeder 
Student hat sich schon darüber geärgert, 
daß Vorlesungen, die er im selben Se­
mester hören wollte, sich zeitlich über­
schnitten, oder daß er in wenigen Minu­
ten Vorlesungspause weite Strecken zu 
einem anderen Hörsaal zurücklegen 
mußte. Es ist äußerst schwierig, mathe­
matische Gleichungen zu finden, die alle

1. Raumerhebung für den Wissen­
schaftsrat

2. Gemeinsame Erhebung derLehr- 
kapazität mit den anderen hes­
sischen Hochschulen

3. Einführung eines Prüfungsplan­
programmes

4. Einführung eines Stundenplan­
programmes

5. Raumnutzung im Hauptgebäude 
einschl. Zeichensaalverteilung

6. Abschätzung des Schulraumbe­
darfs für Gruppenstudium

7. Koordinierung und Überprüfung 
des Hörsaalprogramms für den 
Baukomplex Lichtwiese

8. Betreuung verschiedener Hoch­
schulforschungsprojekte ande­
rer Institutionen

:

Planer Pitthan

bei der Zusammenstellung des Stunden­
planes auftauchenden Faktoren berück­
sichtigen. HIS (Hochschul-Informations- 
System, von der VW-Stiftung finanziert), 
hat ein Stundenplanprogramm erarbeitet, 
war aber bis jetzt noch nicht bereit, dem 
Planungsstab das in ALGOL verfaßte 
Quellprogramm zur Verfügung zu stellen. 
Außerdem bemühen sich die Planungs- 
stäbler um Kontakt mit der ETH Zürich, 
die ein eigenes Programm erarbeitet ha­
ben soll.
Alle planerische Detailarbeit des Pla­
nungsstabes kann nicht darüber hinwec^fc 
täuschen, daß die eigentlichen Entsche^* 
düngen — nicht nur die über Einzel­
probleme — beim Land und den Gremien 
der akademischen Selbstverwaltung lie­
gen. Dort wurde bisher aber wenig an 
Zukunftsplanung gedacht. So fehlt zum 
Beispiel jeder Anhaltspunkt, wie weit das 
Land die THD eigentlich noch ausbauen 
will. Ein weiterer Unsicherheitsfaktor ist 
die zur Zeit völlig ungeklärte Frage, wie 
die Lehre an der Hochschule in Zukunft 
aussehen soll. Dieses Problem wird noch 
dadurch ausgeweitet, daß die neue Per­
sonalstruktur des akademischen Mittel­
baues im HUG zwar angedeutet, aber 
längst noch nicht festgelegt ist. Erst wenn 
solche Fragen — und die aufgeführten 
sind nur ein kleiner Teil davon — beant­
wortet sein werden, könnte man an eine 
grundlegende Planung gehen, wobei die 
bisher erzielten Ergebnisse bestenfalls 
als Arbeitsunterlagen dienen können. 
Aber wahrscheinilich entstehen bis dahin 
weitere Unsicherheitsfaktoren, die der 
Planungsstab in seine Rechnung einbe­
ziehen muß.



Abgekanzelt
Informatikmacher „vergaßen“ Kanzler Wilke zu informieren

Es war am Dienstag, dem 22. Juni 1970, 
der Kanzler der THD feierte gerade sein 
Silberjubiläum im Staatsdienst, als auch 
ihm endlich ob des eigenwilligen Arbeits­
stils der Informatik-Gründer Beck, Wede- 
kind, Gaede und Piloty die Augen über­
gingen.
Während der Haushaltsberatungen des 
Verwaltungsrates stellte sich nämlich bei 
^ier Erörterung der Anmeldungen des 
jRechenzentrums heraus, daß man dort 
zwar schon sehr weit vorausgeplant und 
^uch Wiesbaden unterrichtet hatte, nur 
Tlie zuständigen Selbstverwaltungsgre­
mien der Hochschule zu fragen und den 
Kanzler als Sachbearbeiter des Hoch­
schulhaushalts zu informieren: das hatte 
man „vergessen“.
So hatten zum Beispiel die Ordinarien 
Piloty, Wedekind, Eyferth und Gaede zu­
sammen mit Konrektor Beck dem Mini­
sterpräsidenten (darunter tut es sowieso 
niemand mehr) im März dieses Jahres ein 
„Memorandum zur Einrichtung eines ge­
meinsamen Rechenzentrums für Hoch­
schule und Informatik“ übergeben; aber

übergangen: Kanzler Wilke

niemand war auf die Idee gekommen, 
auch dem Kanzler ein Exemplar dieses 
Schriftstückes zukommen zu lassen. So 
hörte der überraschte Jubilar an diesem 
Tage zum ersten Mal davon, daß die 
Hochschule beabsichtigt, statt je eines 
Rechners für die Informatik und das 
Rechenzentrum nur einen Computer auf­

zustellen, der beide Einrichtungen bedie­
nen soll. Jedenfalls gibt das Memoran­
dum diesen Plan als Absicht der Hoch­
schule aus; es trägt den Kopf „Technische 
Hochschule Darmstadt“ (in Schreibma­
schinenschrift) und das Diktatzeichen 
Py/Re — was wohl Piloty bedeutet —, 
gibt aber sonst durch nichts den Urheber 
dieser offiziellen Stellungnahme der THD 
zu erkennen, die allerdings nie eines der 
dafür zuständigen Gremien passiert hat. 
Vollends aber platzte dem Kanzler der 
Kragen, als sich so ganz nebenbei her­
ausstellte, daß die Miete des neuen 
Rechners (die zurZeit noch im Hochschul­
rechenzentrum tätige IBM 7040 ist Hoch­
schuleigentum) die Hochschule minde­
stens DM 3,6 Mio im Jahr kosten wird 
und daß man, wo man nun schon mal beim 
Ministerpräsidenten war, auch gleich eine 
Bindungsermächtigung über diesen Be­
trag für den Hochschulhaushalt erwirkt 
hatte.
Da war es um die Geduld des sonst so 
ruhigen Dr. Wilke geschehen: immerhin 
sind 3,6 Mio DM jährlich auch für die 
Hochschule kein Pappenstiel (in dieser 
Größenordnung bewegten sich in früheren 
Jahren die Steigerungsraten des gesam­
ten Haushalts). Und wenn man davon nach 
mehr als einwöchiger Haushaltsberatung 
zum ersten Mal reden hört, dann kann 
man schon ärgerlich werden.
Jedenfalls sprach Wilke auch den anderen 
Verwaltungsräten aus dem Herzen, als 
er seinem Unmut darüber Luft machte: 
So gehe es ja nicht, daß solche Dinge 
ohne Befassung der dafür zuständigen 
Stellen (nämlich Senat, Fakultäten und 
Verwaltungsrat) und ohne Benachrichti­
gung des gesetzlich vorgeschriebenen 
Haushaltssachbearbeiters (Kanzler) aus- 
gemauschelt (sic!) würden. Auf dieser 
Basis könne er nicht mitarbeiten.
Leider war der eigentliche Adressat die­
ser dann in etwas entschärfter Form zu 
Protokoll gebrachten Philippika, der Rek­
tor Beck nämlich, gerade abwesend; er 
war auf dem Rückweg aus Wiesbaden, 
wo man das neue Direktorium Lingen- 
berg, Drath und Wissmann vorgestellt 
hatte.
Der Verwaltungsrat schloß sich jedenfalls 
den Vorstellungen Wilkes an und ent­
schied, daß er den Forderungen des 
Rechenzentrums nicht zustimmen könne, 
solange die neue Konzeption nicht von 
den zuständigen Selbstverwaltungsorga­
nen gebilligt sei.
Als Beck kurz darauf wieder eingetroffen 
war, enthielt er sich nach einem gedämpf­

schweigsam: Exkonrektor Beck

ten Privatdisput mit dem erzürnten Kanz­
ler jeder Stellungnahme; erst als der 
Assistentenvertreter Azzola für alle Ordi­
narien eine Pflichtvorlesung über die 
Kompetenzen der Selbstverwaltungsor­
gane und über Haushaltsführung vor­
schlug, „aber mit Pflichtklausuren und Ab­
schlußprüfung!“ und der Kanzler meinte, 
diese Begebenheiten seien für ihn weit 
wichtiger als die ganze Haushaltsauf­
stellung, war von Beck wieder etwas zu 
hören: nun müsse er ja wohl doch noch 
etwas dazu sagen. Mehr sagte er aller­
dings nicht.
Und was hätte Beck auch als Entschuldi­
gung Vorbringen können — eigentlich ist
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ganz belanglos, ob man den Kanzler und 
die Selbstverwaltungsorgane nun absicht­
lich oder nur aus Versehen übergangen 
hat. Im zweiten Falle würde das immer 
noch bedeuten, daß die informatikmachen­
den Professoren den in anderen Fällen an 
den Tag gelegten Arbeitstil so verinner­
licht haben, daß sie ihr Versäumnis gar 
nicht bemerkten.
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NEUE REKTOREN, NEUE DEKANE
De,r Hessische Kultusminister hat mit 
Erlaß vom 23. Juni 1970 Professor Rolf 
Lingenberg (o. Professor für Mathematik) 
beauftragt, die Amtsgeschäfte des Rek­
tors der TH Darmstadt zu führen. Gleich­
zeitig wurden die Professoren Martin 
Drath (o. Professor für öffentliches Recht) 
und Johannes Wissmann (o. Professor für 
Leichtbau) beauftragt, die Geschäfte der 
Prorektoren zu führen. Die Beauftragung

hatten, wurden von ihren Ämtern ent­
bunden.
Die Amtsübernahme des neuen Direkto­
riums erfolgte sofort nach der Beauftra­
gung.

Nachdem an der THD durch das HUG 
wieder „normale Verhältnisse“ herrschen,

Neu: Konrektor Wissmann, Rektor Lingenberg, Drath

stützt sich auf § 38 Abs. 8 des Hessischen 
Hochschulgesetzes vom 12. Mai 1970. 
Der Kultusminister folgte mit dieser Be­
auftragung einem Vorschlag des Senats 
der TH Darmstadt vom 15. 6. 1970. Der 
bisher amtierende Rektor Professor Max 
Guther sowie der Prorektor Professor 
Friedrich Beck, die nach der Verabschie­
dung des Universitätsgesetzes ihre Ämter 
niedergelegt und auf Anordnung des Kul­
tusministers kommissarisch weitergeführt

wurden in den Fakultäten folgende De­
kane neu gewählt beziehungsweise wie­
der eingesetzt:

Fakultät für Architektur:

Prof. Dr.-Ing. Wolfgang Müller-Wiener 
(Lehrstuhl für Baugeschichte und Grund­
lagen des Entwerfens); Prodekan ist 
Prof. Max Bächer (Lehrstuhl für Entwer­
fen und Raumgestaltung).

Fakultät für Bauingenieurwesen:
Prof. Dr.-Ing. Ralph Schröder 
(Lehrstuhl für Hydraulik und Hydrologie); 
Prodekan ist Prof. Dr.-Ing. Gerhard Eich­
horn (Lehrstuhl für Geodäsie).

Fakultät für Maschinenbau:
Prof. Dr.-Ing. Fritz Brandt 
(Lehrstuhl für Wärmetechnik); Prodekai^^ 
ist Prof. Dr.-Ing. Gerhard Pahl (Lehrstuhl^ 
für Maschinenelemente).
Fakultät für Elektrotechnik:

Prof. Dr.-Ing. Robert Jötten 
(Lehrstuhl für Stromrichter- und Gasent­
ladungstechnik); Prodekan wird noch ge­
wählt.

Fakultät für Chemie, Biologie, Geologie 
und Mineralogie:
Prof. Dr. rer. nat. Hans Herbert Martin 
(Lehrstuhl für Mikrobiologie); Prodekan 
ist Prof. Dr. rer. nat. Karl Heinrich Lieser 
(Lehrstuhl für Kernchemie)

Fakultät für Mathematik und Physik:
Prof. Dr. rer. nat. Wolfgang Ludwig 
(Lehrstuhl für Physik); Prodekan ist Prof. 
Dr. rer. nat. Karl-Walter Gaede (Lehr­
stuhl für Mathematik).

Fakultät für Kultur- und Staatswissen^ 
schäften: g
Prof. Dr. phil. Heilmut Böhme 
(Lehrstuhl für Neuere Geschichte); Pro­
dekan ist Prof. Dr. phil. Klaus Eyferth 
(Lehrstuhl für Psychologie).

Mißverständnis
Erklärung zu einem Interview in der Darm­
städter Studentenzeitung

In einem Interview mit mir, das die darm- 
städter Studentenzeitung veröffentlicht hat, 
ohne mir zuvor wie üblich Gelegenheit zu 
sprachlichen und inhaltlichen Berichtigungen 
zu geben, kam die Sprache auch auf den 
Kanzler der THD, Herrn Dr. Wilke. Ich 
bedauere, daß ich mich in einer Form ge­
äußert habe, die falsch verstanden werden 
kann, zumal die Fragestellung nicht im Wort­
laut wiedergegeben ist, und erkläre daher 
folgendes:
Es ging mir nicht darum, dem Kanzler Mut

zu Entscheidungen abzusprechen und seine 
Verdienste um die Hochschule herabzusetzen. 
Ich wollte klarstellen, daß es auch im Hin- 
blidc auf Haushaltsforderungen Aufgaben 
gibt, die nur vom Direktorium, nicht vom 
Kanzler als weisungsgebundenen Exponenten 
der Staatsverwaltung wahrgenommen werden 
können. Der Kanzler muß davon ausgehen, 
daß die THD bestenfalls etwa ein Viertel 
der für die vier wissenschaftlichen Hodr- 
schulen Hessens ausgesetzten Gesamtsumme 
erhalten kann. Das Direktorium hingegen 
kann für ein Gesamtprogramm kämpfen, 
auch wenn die damit verbundenen finanziel­
len Anforderungen über dieses Viertel hin­
ausgehen.

Ich bedaure die durch meine Äußerung bei 
Herrn Dr. Wilke und seinen Mitarbeitern 
entstandene Verstimmung deshalb ganz be­
sonders, weil die Zusammenarbeit in den 
13 Monaten meiner Amtszeit sachlich und 
menschlich ausgezeichnet und — wie idt 
meine — von gegenseitigem Vertrauen ge­
tragen war. So kann ich nur hoffen, daß 
diese öffentlidie Erklärung als Entschuldi­
gung angenommen wird und das gute Ein­
vernehmen zwischen Herrn Dr. Wilke und 
mir wiederherstellt.

23. 6. 1970

gez. Guther
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Neptun bittet 
zu Tisch

Fischrestaurant Hamburg
Darmstadt, Landgraf-Georg-Str. 17
durchgehend warme Küche 
von 11.00 bis 1.00 Uhr

Immer etwas Besonderes Alte Tenne
Darmstadt, Landgraf-Georg-Str. 7
Alte Tenne
Darmstadt, Pallaswiesenstraße 19

Die Restaurants mit besonderer Note

Dipl.-Wirtsch.-Ing. 
RUDOLF WELLNITZ

Hochschulbuchhandlung
Darm stadt.  Lauteschlägerstraße 4 
D irek t an de r Hochschule

Technisches Antiquariat
Darmstadt,  Magdalenenstraße 19 
Am K raftw erk de r TH

Ob Sie op, Pop, Jugendstil oder eine 
andere Richtung mögen, ob Sie Beat oder 
Jazz lieben, - old timer oder Omas Nickel­
brille - ganz gleich. Es gehört zur heutij 
gen Zeit, zu jungen Menschen und mo­
dernem Leben.

Daneben gibt es aber auch noch einige 
andere Dinge, die zur heutigen Zeit ge­
hören. Z . B. gesicherter Schutz im Krank­
heitsfall. - Sorgen Sie vor für den Fall, 
daß Sie mal in Sorgen kommen könnten.

Den Studenten, die die Beamtenlaufbahn 
einschlagen wollen, bieten wir für die 
Dauer ihres Studiums einen umfassenden 
Versicherungsschutz durch unseren Son­
dertarif Ab 9 zu einem für sie tragbaren 
Beitrag.

Sprechen Sie doch mal mit uns - auch 
über eine Lebensversicherung. In beiden 
Sparten hat Ihnen die Debeka, die als 
Krankenversicherung die größte berufs­
ständische Selbsthilfeeinrichtung der Be­
amtenschaft ist, eine Menge zu bieten.

VERTRAUEN NUTZT-VERTRAUEN SCHÜTZT

Kranken versicherungsveralr» a.G. 
Lebensversicherungsverein a. G. 
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